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Erklärung der Alternative für Deutschland zum 

deutschen Staatsvolk 

und zur deutschen 

Identität 
 

Berlin, 18. Januar 2021.  

Immer wieder wird seitens der Medien, des 

politischen Gegners und der von ihm 

instrumentalisierten Ämter für 

Verfassungsschutz unterstellt, die AfD 

vertrete einen Volksbegriff, der auf das 

Ethnisch-Kulturelle verengt sei und daher 

gegen die im Grundgesetz festgeschriebene 

Menschenwürdegarantie verstoße. Wer 

nicht dem ethnisch definierten Volk 

angehöre, so wird suggeriert, dem wolle die 

AfD staatsbürgerliche Rechte oder gar 

elementare Menschenrechte vorenthalten oder entziehen. 

Aus dieser haltlosen Verdachtskonstruktion wird die Behauptung verfassungswidriger 

Bestrebungen unserer Partei abgeleitet und ihr das Prädikat „demokratisch“ abgesprochen. So 

ganz offen und regelmäßig von den anderen im Bundestag vertretenen Parteien, die sich selbst 

als Block die „demokratischen“ nennen und die AfD damit als „undemokratisch“ zu markieren 

versuchen. 

Durch unser Grundsatzprogramm und unsere Wahlprogramme auf Bundes- und Landesebene 

sowie durch zahllose Reden und Verlautbarungen der maßgeblichen Exponenten unserer Partei 

sind diese vollkommen haltlosen Diffamierungen implizit und explizit hundertfach Lügen gestraft. 

Da sie gleichwohl aber in bewusster politischer Schädigungsabsicht hartnäckig weiter vorgebracht 

werden, sehen sich die Unterzeichner zu einer Erklärung zum deutschen Staatsvolk und zur 

deutschen Identität, deren genauen Wortlaut wir auf folgender Seite für Sie zusammengefasst 

haben: 

ERKLÄRUNG LESEN UND HERUNTERLADEN 

 

 

 

 

 

 

https://www.afd.de/grundsatzprogramm
https://www.afd.de/staatsvolk
https://www.afd.de/staatsvolk
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Aktuelles aus dem Kreisverband Bautzen 
 

Druckfrisch eingetroffen - Blaue Post Bautzen Januar 2021 und Volks-Flugblätter 

Liebe Leser und 

Freunde der 

Papier-Zeitung, 

die neue Ausgabe 

unserer Blauen 

Post, der Zeitung 

des AfD-

Kreisverbandes 

Bautzen, ist 

druckfrisch und 

brandaktuell in 

unseren Büros 

eingetroffen und 

kann abgeholt 

werden. 

Wir bitten um 

fleißiges Verteilen 

in die Briefkästen 

Ihrer Umgebung 

und im Freundes- 

und 

Bekanntenkreis. 

http://www.afdbautzen.de/pressearbeit/blaue-post-bautzen/ 

Als Beilage zur Zeitung 

haben wir die "Erklärung 

zum deutschen Staatsvolk 

und zur deutschen 

Identität" der Alternative 

für Deutschland zu Papier 

gebracht. Diese Erklärung 

untermauert in kurzen und 

klaren Worten unser 

Parteiprogramm. Wir 

bitten Sie, die Erklärung 

genau und vor allem bis 

zu Ende zu lesen. Unsere 

Ziele und unser Antrieb 

werden hier einmal mehr 

deutlich und regen sicher 

zu der ein oder anderen 

Diskussion an und ein.   

https://www.afd.de/staatsvolk/ 

http://www.afdbautzen.de/pressearbeit/blaue-post-bautzen/
https://www.afd.de/staatsvolk/
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Pressemitteilungen der Landtagsabgeordneten des KV 

Bautzen 
 

Termine – Kreisverband Bautzen 
 

 

 

 

 

Alle Termine finden Sie unter: http://www.afdbautzen.de/veranstaltungshinweise/ 

 

Hilse aktuell - Bericht aus dem Bundestag 
 

Webseite Karsten Hilse, MdB 

Zur Zeit ist die Internetseite unseres Bundestagsabgeordneten Karsten Hilse zwar noch im Aufbau, 

aber schon online. 

Unter www.karstenhilse.de können Sie schon einen ersten Blick riskieren und vielleicht haben Sie 

die ein oder andere Anregung oder einen Wunsch zur Gestaltung. 

 

Mo 01.02.21 14.00-17.00 Uhr Bürgerbüro 

Hoyerswerda

Friedrichsstr. 9

02977 Hoyerswerda

BÜRGERSPRECHSTUNDE

mit Karsten Hilse, MdB

Mo 01.02.21 14.00-17.00 Uhr Bürgerbüro Bautzen

Karl-Marx-Straße 15

02625 Bautzen

BÜRGERSPRECHSTUNDE

mit Jörg Urban, Landesvorsitzender der AfD 

Sachsen

Di 16.02.21 14.00-17.00 Uhr Bürgerbüro Bautzen

Karl-Marx-Str. 15

02625 Bautzen

BÜRGERSPRECHSTUNDE

mit Karsten Hilse, MdB

Mi 17.02.21 14.00-17.00 Uhr Bürgerbüro 

Hoyerswerda

Friedrichsstr. 9

02977 Hoyerswerda

BÜRGERSPRECHSTUNDE

mit Karsten Hilse, MdB

Do 18.02.21 14.00-17.00 Uhr Bürgerbüro Kamenz

Klosterstr. 4

01917 Kamenz

BÜRGERSPRECHSTUNDE

mit Karsten Hilse, MdB

http://www.afdbautzen.de/veranstaltungshinweise/
http://www.karstenhilse.de/
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Neues von der AfD Sachsen und der 

Fraktion im Sächsischen Landtag  

 
Vorsicht, Post aus Sachsen! 

Die Sonntagskolumne von Jörg Urban vom 24.1.2021 
 

Liebe Freunde, liebe Leser, 

 

das Europäische Parlament will die Sanktionen 

gegen Russland verschärfen. Das ergab eine 

Abstimmung am Donnerstag. Bereits einige Tage 

davor machte die US-Regierung Nägel mit 

Köpfen. Sie nimmt von nun an auch offiziell 

Unternehmen ins Visier, die sich am Bau der 

deutsch-russischen Gaspipeline Nord Stream 2 

beteiligen. 

 

Der deutsche Industriedienstleister Bilfinger sieht 

sich deshalb Medienberichten zufolge 

gezwungen, die Reißleine zu ziehen. Obwohl das 

Ostseeprojekt zu 94 Prozent fertig ist, beendet 

Bilfinger seine Mitarbeit vorzeitig. 

 

Das ist ein verheerendes Signal. Wer Unternehmen unter politischen Druck setzt, damit sie 

Aufträge sausen lassen, sägt am Fundament einer freien, unabhängigen Wirtschaft, die 

zuverlässige Rahmenbedingungen braucht. 

 

Darüber hinaus ist die Entscheidung im EU-Parlament, die erneut von der CDU mitgetragen 

wurde, aber noch aus anderen Gründen fatal: Nach dem einzig von der AfD abgelehnten, 

gleichzeitigen Ausstieg aus der Kernkraft und Kohleverstromung ist Deutschland schlichtweg auf 

russisches Gas angewiesen. Unsere Versorgungssicherheit steht hier auf dem Spiel. 

 

Wie schädlich die Russland-Sanktionen gerade für die neuen Bundesländer sind, haben zudem 

die letzten Jahre gezeigt. Die Exporte von Sachsen nach Russland sind seit Inkrafttreten der 

Sanktionen um über eine Milliarde Euro bzw. zwei Drittel zurückgegangen. Deutschland hat sich 

daher ins eigene Fleisch geschnitten, ohne damit etwas erreicht zu haben. 

 

Das liegt daran, dass Deutschland, die Europäische Union und die USA im Umgang mit Russland 

fortwährend den wichtigsten außenpolitischen Grundsatz verletzen: Es ist auf internationalem 

Parkett legitim, eigene politische und ökonomische Interessen zu vertreten. Eine Einmischung in 

die inneren Angelegenheiten eines anderen Staates gilt aber zu Recht als Affront. 
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Mit einem solchen konfrontativen Verhalten verhärtet man die Fronten und macht einen 

respektvollen Austausch unmöglich. Russland hat das Recht, seinen eigenen Weg zu gehen. Alle 

Versuche der EU und Amerikas, Wladimir Putin zu überreden, ein politisches System nach 

westlichem Vorbild zu installieren, sind aussichtslos und ignorant. 

 

Denn Russland darf anders sein, so wie wir auch anderen Ländern eigene Traditionen zugestehen 

müssen. Andere Völker von oben herab zu belehren, sollten wir tunlichst vermeiden. 

 

Das Argument, Europa sanktioniere lediglich angebliche Menschenrechtsverletzungen, bleibt 

ebenfalls auf halber Strecke liegen. Es mag problematische Vorkommnisse in Russland geben. 

Trotzdem sind die Zustände in vielen anderen Staaten um ein Vielfaches schlimmer. 

 

Die Organisation „Open Doors“ geht z.B. davon aus, dass weltweit ca. 309 Millionen Christen 

verfolgt werden. Das britische Außenministerium spricht von einem genozidartigen Ausmaß, denn 

laut Schätzungen dürften 100.000 bis 200.000 Christen pro Jahr ermordet werden. 

 

Sich für ihren Schutz einzusetzen, ist ein äußerst wichtiges Anliegen. Dazu müsste man sich aber 

mit der islamischen Welt auseinandersetzen, die bis heute Steinigungen praktiziert, und die 

Menschen aufgrund ihrer sexuellen Ausrichtung oder wegen der Annahme des christlichen 

Glaubens zum Tode verurteilt. 

 

Was ich damit sagen möchte: Die Kritik an Russland ist geprägt von einer heuchlerischen 

Doppelmoral. Während erwiesene islamische Verbrechen verschwiegen werden, wirft man 

Russland Dinge vor, für deren Richtigkeit nur ein paar Indizien sprechen. 

 

Einzig die AfD macht diese Verdächtigungsspielchen nicht mit. Wir wollen Frieden und eine enge 

Kooperation mit Russland zu beiderseitigem Vorteil. 

 

Der Besuch einer AfD-Delegation in Moskau bei Außenminister Sergej Lawrow Anfang Dezember 

war daher ein bedeutsamer Schritt des gegenseitigen Kennenlernens. 

 

Als Staat in der Mitte Europas ist Deutschland auf ein gutes Verhältnis zu allen Großmächten und 

europäischen Nachbarn angewiesen. Die versuchte Bevormundung von Ländern wie Polen, 

Ungarn und Russland muss daher ein Ende haben. 

 

Sachsen sollte dabei eine Vorreiterrolle einnehmen und freundschaftliche Kontakte nach 

Osteuropa pflegen. 

 

Bis nächsten Sonntag, 

 

Ihr Jörg Urban 
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PRESSEMITTEILUNGEN vom 25.1.2021 
 

CDU verursacht Pleitewelle 

Sachsen schiebt eine große Pleitewelle vor sich her, urteilte die Wirtschaftsauskunft „Creditreform“ 

in der Sächsischen Zeitung. Firmen, die eigentlich längst zahlungsunfähig sind, müssen ihren 

Insolvenzantrag erst Ende April stellen. Einige Unternehmer fangen bereits an, Maschinen und 

Geräte zu veräußern. Z.B. verkauft der Betreiber des Skihanges in Holzhau seine Schneekanone. 

Jörg Urban, AfD-Fraktionsvorsitzender, erklärt: 

„Es gibt nur einen Grund, warum die CDU-Regierung die Insolvenzfrist seit fast einem Jahr 

aufgehoben hat: Die drastischen Corona-Beschränkungen führen zu einer massiven Pleitewelle in 

der Wirtschaft. Die vielen zerstörten Existenzen und Arbeitslosen sollen aber vor der 

Bundestagswahl möglichst kein Thema werden. 

Diese Strategie der Vorspiegelung falscher Tatsachen ist doppelt gefährlich. Zum einen entstehen 

künstlich am Leben gehaltene ‚Zombie-Firmen‘, die zukünftig auch gesunde Unternehmen mit in 

den Abgrund reißen werden. Zum anderen wird der Wähler über die wahren Auswirkungen der 

Regierungspolitik getäuscht. 

Die Pleitewelle wird von der Staatsregierung durch Verzögerungen und Pannen bei der 

Auszahlung der Wirtschaftshilfen weiter verstärkt. Zudem gibt es Unternehmen, die bei den Hilfen 

durch das Raster fallen und nun bereits anfangen müssen, ihre Produktionsmittel zu verkaufen. 

Das verringert ihre Chancen für den Neubeginn. Wir fordern die Regierung dazu auf, 

sicherzustellen, dass die sächsischen Unternehmen ihre Maschinen, Immobilien und 

arbeitsnotwendigen Materialien nicht veräußern müssen.“ 

https://afd-fraktion-sachsen.de/cdu-verursacht-pleitewelle/ 

 

Antifa auch in Sachsen verbieten!  

Niedersachsens SPD-Innenminister Boris Pistorius prüft aktuell das Verbot mehrerer „Antifa“-

Gruppen. Dazu erklärt der sicherheitspolitische Sprecher der AfD-Fraktion im Sächsischen 

Landtag, Carsten Hütter: 

„Es ist erfreulich, dass in Niedersachsen genau das gemacht 

wird, was die AfD in Sachsen von der CDU schon lange 

einfordert. Militante, linksextreme Gruppen, die an der 

Schwelle zum Terrorismus stehen, müssen verboten werden. 

Der Rechtsstaat muss die Mitgliedschaft in solchen Gruppen 

ächten und unter Strafe stellen. Nur so ist es möglich, das 

Entstehen und Wachsen krimineller Netzwerke zu verhindern. 

Zudem kann das öffentliche Tragen von Antifa-Symbolen 

unterbunden werden. 

Einen entsprechenden Antrag haben wir bereits 2018 gestellt 

(Drs. 6/13994). Als Kritik kam damals, lose Gruppen wie die 

Antifa könne man nicht verbieten. Ein SPD-Innenminister zeigt 

nun seinen Kollegen in Sachsen, dass es doch geht, wenn der politische Wille vorhanden ist. 

https://afd-fraktion-sachsen.de/cdu-verursacht-pleitewelle/
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Wir fordern CDU-Innenminister Roland Wöller dazu auf, dem niedersächsischen Vorbild zu folgen. 

Denn leider ist Leipzig in den letzten Jahren zu einer Hochburg des militanten Linksextremismus 

geworden. Hier gilt es, mit allen Mitteln des Rechtsstaates gegenzusteuern.“ 

AfD-Antrag: „Antifaschistische Aktion“ (Antifa-Gruppierungen) verbieten und die staatliche 

Förderung von Linksextremisten beenden (Drs. 6/13994). 

https://afd-fraktion-sachsen.de/antifa-auch-in-sachsen-verbieten/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 26.1.2021 
 

Kretschmer hat Gefallen an autoritären Maßnahmen gefunden! 

Zur Streichung aller Lockerungen in der neuen Corona-

Schutzverordnung erklärt der AfD-Fraktionsvorsitzende, Jörg 

Urban: 

 

„Still und heimlich streicht Ministerpräsident Kretschmer alle 

zuvor versprochenen Lockerungen. Das ist unverantwortlich 

gegenüber den Bürgern. Jetzt wissen Sie: Für ihre 

Anstrengungen wurde ihnen nur eine Belohnung vorgegaukelt 

und stattdessen gibt es nun einen symbolischen Fußtritt. 

 

Bei der Einführung des Lockdowns hieß es ganz klar: Die 

nächtlichen Ausgangsperren und die Begrenzung auf einen 

15-Kilometer-Radius gelten oberhalb von 200 Neuinfizierten 

pro 100.000 Einwohner. Nun wird diese Grenze nur in Sachsen plötzlich auf 100 Neuinfizierte 

gesenkt. Das sind die härtesten Einschränkungen in ganz Deutschland! Offenbar hat Herr 

Kretschmer Gefallen an den autoritären Maßnahmen gefunden, die er zuvor lautstark propagierte. 

 

Die Lockdown-Strategie der Staatsregierung schützt die Hoch-Risikogruppen viel zu wenig, 

zerstört aber unzählige Existenzen und die Bildungschancen unserer Kinder. Deshalb fordert die 

AfD, diese untaugliche Strategie schnellstens zu beenden.“ 

https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/3678334415569383

/ 

 

AfD unterstützt Bauernprotest: Regionale Produkte fördern!  

Bauern aus ganz Deutschland protestieren heute in Berlin gegen die neue Düngemittelverordnung 

und für höhere Erzeugerpreise. 

Jörg Dornau, landwirtschaftspolitischer Sprecher der AfD-Fraktion, erklärt: 

https://afd-fraktion-sachsen.de/antifa-auch-in-sachsen-verbieten/
https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/3678334415569383/
https://www.facebook.com/AfD.Fraktion.Sachsen/photos/a.706860669383454/3678334415569383/
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„Beide Anliegen unterstützt die AfD in vollem Umfang. Gerade Sachsen ist mit der neuen 

Düngeverordnung unrühmlicher Spitzenreiter bei der 

Benachteiligung der ostdeutschen Bauern. Der grüne 

Umweltminister Wolfram Günther hat die Verordnung brachial 

umgesetzt. Auf vielen Flächen im Freistaat kann nun nicht 

mehr ökonomisch sinnvoll Landwirtschaft betrieben werden 

(vgl. Drs. 7/4789). 

Zudem brauchen die Bauern höhere Preise zum Überleben. 

Das kann vor allem über die Vermarktung regionaler Produkte 

gelingen, die auch von vielen Bürgern unterstützt wird. Die 

Staatsregierung muss sich hier deutlich mehr engagieren und 

z.B. den Bau eines regionalen Schlachthofes vorantreiben. 

Dadurch werden lange Tiertransporte vermieden und die 

Monopolstellung großer Handelsketten gebrochen.“ 

https://afd-fraktion-sachsen.de/afd-unterstuetzt-bauernprotest-regionale-produkte-foerdern/ 

 

Aufgeblähte Verwaltung: Experten bestätigen AfD-Kritik 

Bei einer Expertenanhörung im Sächsischen Landtag übte der Rechnungshof deutliche Kritik an 

der Staatsregierung. In Zeiten immenser Schulden dürften nicht 2.000 neue Stellen in der 

Verwaltung geschaffen werden. Bereits im nächsten Doppelhaushalt fehlen zwei Milliarden Euro. 

Auch der Sächsische Landkreistag, der Bund der Steuerzahler und das ifo-Wirtschaftsinstitut 

schlossen sich der Kritik an. 

André Barth, finanz- und haushaltspolitischer Sprecher der 

AfD-Fraktion, erklärt: 

„Die Kritik der AfD-Fraktion wird auf breiter Linie von Experten 

bestätigt: Diese Regierung geht nicht seriös mit dem Geld der 

Steuerzahler um. Hier ist dringend mehr Ausgabendisziplin 

notwendig. Natürlich brauchen wir neue Lehrer und Polizisten. 

Aber die Staatsregierung plant allein 470 neue Stellen in ihren 

Ministerien und bläht die Bürokratie unverhältnismäßig auf. 

Viele dieser Stellen sind reine Versorgungsposten für 

Parteisoldaten oder ideologische Luftschlösser. So haben die 

Grünen durchgesetzt, dass Sachsen nun eine 

Landesbeauftragte für Antidiskriminierung und die Belange 

von Schwulen, Lesben, bisexuellen, trans- und intersexuellen sowie queeren Menschen 

(LSBTTIQ) hat mit über 130.000 Euro Jahresgehalt. 

Gleichzeitig ist im neuen Doppelhaushalt kaum noch Geld für Straßenbau vorgesehen. Viele 

kaputte Straßen müssen deshalb weiter auf ihre Sanierung warten. Ich fordere die Kenia-Koalition 

auf, mehr Geld in Bildung und kaputte Infrastruktur zu investieren und die neuen Stellen in den 

Ministerien zu streichen.“ 

https://afd-fraktion-sachsen.de/aufgeblaehte-verwaltung-experten-bestaetigen-afd-kritik/ 

 

https://afd-fraktion-sachsen.de/afd-unterstuetzt-bauernprotest-regionale-produkte-foerdern/
https://afd-fraktion-sachsen.de/aufgeblaehte-verwaltung-experten-bestaetigen-afd-kritik/


 

 
AfD Kreisverband Bautzen – Blauer Rundbrief KW 04/2021 Seite 13 von 40 

BLAUER RUNDBRIEF – KW 04/2021 

AfD-Kreisverband Bautzen                  

PRESSEMITTEILUNGEN vom 27.1.2021 
 

Kretschmer nimmt die Sachsen noch schärfer an die 15-km-Leine 

Sachsen ist das einzige Bundesland, das seine Bürger noch schärfer an die 15-Kilometer-Leine 

nimmt. Diese drastische Grundrechtseinschränkung soll nun genauso wie die nächtlichen 

Ausgangssperren erst ab einer Inzidenz von 100 Neuinfizierten gelockert werden. Deutschlandweit 

gilt eine Inzidenz von 200. 

Damit nicht genug: In Thüringen und Baden-Württemberg 

wurde diese umstrittene Regel gar nicht erst eingeführt und in 

Bayern kippte aktuell der Verwaltungsgerichthof die 15-

Kilometer Einschränkung. Was soll also der Alleingang von 

Herrn Kretschmer? 

Und die staatliche Willkür geht noch weiter. Die sächsische 

Landesregierung ist bundesweit die einzige, die Bestellung 

und Abholung im Laden verbietet (Click and Collect). Damit 

schadet sie dem Einzelhandel und den Bürgern enorm. 

Bereits im Frühjahr waren bundesweit nur in Sachsen die 

Baumärkte geschlossen. Warum werden die sächsischen 

Bürger derart bestraft? 

Dabei erlauben die stark gesunkenen Infektionszahlen und die entlasteten Krankenhäuser 

Lockerungen. Nur Herr Kretschmer hält sich nicht an die alten Vorgaben und hat offenbar Gefallen 

an seiner Macht gefunden. Dieses Gebaren ist für einen Ministerpräsidenten mehr als unwürdig 

und beschädigt die Demokratie. 

https://afd-fraktion-sachsen.de/kretschmer-nimmt-die-sachsen-noch-schaerfer-an-die-15-km-leine/ 

 

„Gesundheitsnotstandsgesetz“: Regierung plant den nächsten Alleingang!  

Laut übereinstimmender Medienberichte will die sächsische Regierung in den nächsten Tagen 

über ein „Gesundheitsnotstandsgesetz“ entscheiden. Dazu erklärt der gesundheitspolitische 

Sprecher der AfD-Fraktion, Frank Schaufel: 

„Das geplante Notstandsgesetz würde der Regierung 

erhebliche zusätzliche Befugnisse gewähren. Dies im 

Alleingang ohne Beteiligung des Parlaments, der 

Öffentlichkeit und Experten aus der Wissenschaft 

anzuschieben, sehe ich als hochproblematisch an. Am 

Montag wurde darüber im zuständigen Sozialausschuss kein 

Wort verloren. Transparenz geht anders. 

Die Regierung will zudem Unternehmen zur Produktion von 

Schutzausrüstung notfalls zwangsverpflichten. Die 

Begründung für die angebliche Notwendigkeit dieser 

Maßnahme kann ich nicht nachvollziehen. Dabei gibt es dafür 

überhaupt keinen Anlass. Sächsische Unternehmen 

produzieren sehr gute Textilien für den Gesundheitsschutz. Ihr Problem ist nur, dass womöglich 

https://afd-fraktion-sachsen.de/kretschmer-nimmt-die-sachsen-noch-schaerfer-an-die-15-km-leine/
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die Staatsregierung und Klinikketten lieber Billigware aus Asien einkauft, statt Qualität von 

einheimischen Unternehmen zu beziehen. 

Auch hinter die Idee, Bürgern ein Bußgeld von 5.000 Euro anzudrohen, wenn sie nicht in 

Gesundheitseinrichtungen arbeiten möchten, ist ein dickes Fragezeichen zu setzen. Ist diese 

Androhung nicht eine Spur zu heftig und sorgt für weitere Verunsicherung und Angst in der 

Bevölkerung? 

Wir erwarten, dass sich die Staatsregierung spätestens nächste Woche im Plenum öffentlich zum 

Gesundheitsnotstandsgesetz erklärt. Darüber hinaus ist es unbedingt erforderlich, Juristen, 

Mediziner und Wissenschaftler zu dem geplanten Gesetz öffentlich anzuhören. Klar ist für uns: 

Das Desaster um das Bevölkerungsschutzgesetz darf sich nicht wiederholen.“ 

https://afd-fraktion-sachsen.de/gesundheitsnotstandsgesetz-regierung-plant-den-naechsten-

alleingang/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 28.1.2021 
 

Endlagersuche: Rohstoffe recyceln, statt vergraben!  

Laut Landesamt für Umwelt eignen sich in Sachsen nur wenige Gebiete für die Lagerung atomarer 

Reststoffe. 

Jan Zwerg, energiepolitischer Sprecher der AfD-Fraktion, 

erklärt: 

„Die Diskussion um ein atomares Endlager wird völlig falsch 

geführt. Es ist unverantwortlich, atomare Reststoffe einfach zu 

vergraben. Sie sind wertvolle Rohstoffe für neue 

Technologien. Moderne Kernkraftwerke wie der BN-800 wären 

in der Lage, den in Deutschland 

zwischengelagerten angeblichen Atommüll weiter zu nutzen, 

so dass sich die Frage nach einem Endlager erübrigt. 

Mit den weltweit höchsten Strompreisen und einer zunehmend 

unsicherer werdenden Stromversorgung hat sich die deutsche 

Energiewende in eine Sackgasse manövriert. Deshalb will die 

AfD-Fraktion die Kernforschung in Sachsen wieder neu aktivieren. Mit dem ehemaligen 

Zentralinstitut für Kernforschung in Dresden-Rossendorf, der TU Dresden und der Hochschule 

Zittau/Görlitz haben wir dafür beste Voraussetzungen. 

Die Kernkraft hat das Potenzial, die umweltschonendste Energietechnologie zu werden. Andere 

Staaten wie Polen und die Niederlande haben das erkannt. Deutschland darf hier nicht den 

Anschluss verlieren.“ 

https://afd-fraktion-sachsen.de/endlagersuche-rohstoffe-recyceln-statt-vergraben/ 

 

https://afd-fraktion-sachsen.de/gesundheitsnotstandsgesetz-regierung-plant-den-naechsten-alleingang/
https://afd-fraktion-sachsen.de/gesundheitsnotstandsgesetz-regierung-plant-den-naechsten-alleingang/
https://afd-fraktion-sachsen.de/endlagersuche-rohstoffe-recyceln-statt-vergraben/
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AfD-Fraktion klagt gegen Corona-Schutz-Verordnung 

Die sächsische AfD-Fraktion hat sich heute einstimmig dazu entschlossen, eine 

Normenkontrollklage gegen die Corona-Schutz-Verordnung anzustrengen.  

Dazu erklärt der AfD-Fraktionsvorsitzende Jörg Urban: 

„Für viele kleine und mittlere Unternehmen sind die aktuellen 

Betätigungsverbote ein untragbarer Zustand. Damit der 

Einzelhandel, die Gastronomie, der Reha-Sport, Friseure und 

andere Betriebe schnell wieder öffnen können, werden wir 

nun vor Gericht ziehen. 

Die aktuelle Corona-Schutz-Verordnung ist ein 

Sammelsurium von weitreichenden 

Grundrechtseinschränkungen. Darauf weisen wir seit 

Monaten hin und immer mehr Menschen protestieren für ihre 

Freiheitsrechte. Mit unserer Klage wollen wir dem Nachdruck 

verleihen und sind angesichts von Gerichtsentscheidungen in 

anderen Bundesländern (z.B. 15km-Radius, Bayern) optimistisch. 

Grundrechte sind Grundrechte, weil sie jedem Bürger zu jeder Zeit zustehen müssen. Das gilt für 

die Berufsfreiheit (Art. 12 GG), die Freizügigkeit (Art. 11) und selbstverständlich auch die 

Versammlungsfreiheit (Art. 8). Für diese Rechte werden wir kämpfen und hoffen, dass die 

Judikative den Irrsinn der Exekutive beendet.“ 

https://afd-fraktion-sachsen.de/afd-fraktion-klagt-gegen-corona-schutz-verordnung/ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://afd-fraktion-sachsen.de/afd-fraktion-klagt-gegen-corona-schutz-verordnung/
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Neues von der Alternative für 

Deutschland 
 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 25.1.2021 
 

Gegen „Deplatforming“ – Beschwerdesystem nach polnischem Vorbild verankern 

Deutschland geht mit NetzDG in entgegengesetzte Richtung. 

Die polnische Regierung will gegen willkürliche Account-Sperrungen und das Löschen von 

Inhalten durch Social-Media-Plattformen vorgehen. Sofern Beiträge nicht gegen polnisches Recht 

verstoßen, soll deren Löschung grundsätzlich verboten werden. Ein Gesetzentwurf sieht die 

Einführung eines Beschwerdesystems vor. Laut diesem könnten Nutzer eine Beschwerde bei 

einem Gericht einreichen, um Social-Media-Unternehmen zu zwingen, entfernte Inhalte 

wiederherzustellen, wenn sie der Meinung sind, dass diese nicht gegen polnisches Recht 

verstoßen. 

Dazu Joachim Paul: 

„Polens Vorstoß gegen das berüchtigte ‚Deplatforming‘ ist geradezu vorbildlich. Während in 

Deutschland nach wie vor regelmäßig strafrechtlich nicht relevante Inhalte Löschkolonnen – 

oftmals bestehend aus studentischen Hilfskräften ohne juristische Kenntnisse – zum Opfer fallen, 

schiebt Polen den Löschorgien nun einen Riegel vor. 

Sie seien aus Sicht der polnischen Regierung offenkundige ‚Zensur‘. Nach polnischer 

Gesetzeslage ist ein Posting nur dann tatsächlich strafbar, wenn ein Gericht die Strafbarkeit 

definitiv festgestellt hat. Alles andere gilt den Gesetzgebern in Warschau als ein Eingriff in die 

Meinungsfreiheit und damit eines demokratischen Staates unwürdig.“ 

Paul weiter: „Wir fordern, dass auch in Deutschland ein Beschwerdesystem nach polnischem 

Vorbild gesetzlich verankert wird. Die Bürger müssen eine Möglichkeit haben, ihre zu Unrecht und 

willkürlich gelöschten Postings wiederherstellen und Sperrungen wieder aufheben zu lassen – die 

Social-Media-Konzerne sollten dafür haften. 

Leider ist die Bundesregierung einen anderen Weg gegangen, denn mit dem NetzDG wurden 

willkürlichen Löschorgien in den sozialen Medien geradezu angeregt. Und das, obwohl 

Straftatbestände wie Beleidigung, unwahre Tatsachenbehauptungen und Volksverhetzung in den 

sozialen Medien bereits vor dem NetzDG von der Justiz verfolgt und, strafrechtliche Relevanz 

vorausgesetzt, gelöscht worden sind. 

Für die Freiheit im Netz ist also der polnische, nicht der bundesdeutsche Weg der beste. Vor 

diesem Hintergrund sollte sich mancher Altparteien-Politiker den erhobenen Zeigefinger 

gegenüber Polen gerade jetzt sparen.“ 

https://www.afd.de/joachim-paul-gegen-deplatforming-beschwerdesystem-nach-polnischem-

vorbild-verankern/ 

 

https://www.afd.de/joachim-paul-gegen-deplatforming-beschwerdesystem-nach-polnischem-vorbild-verankern/
https://www.afd.de/joachim-paul-gegen-deplatforming-beschwerdesystem-nach-polnischem-vorbild-verankern/
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Bundes- und Landesregierungen sind für Regierungsversagen verantwortlich, Herr 

Wanderwitz! 

Der Ostbeauftragte der Bundesregierung, Marco Wanderwitz, macht für die teils hohen Corona-

Inzidenzwerte die Alternative für Deutschland verantwortlich. 

Stephan Brandner, stellvertretender Bundesvorsitzender und Thüringer Bundestagsabgeordneter, 

bewertet derartige Äußerungen als „Frechheit“ und „Realitätsverweigerung“: 

„Wanderwitz sollte als Mitglied der Bundesregierung zunächst einmal die Fehler bei sich selbst 

suchen: Grund für die katastrophalen Zustände, etwa in Pflegeheimen, ist ein jahrelanges 

vollkommenes Politikversagen seiner CDU und mitnichten die AfD. 

Er sollte wissen, dass die AfD an keiner Regierung beteiligt ist und somit definitiv die einzige Partei 

ist, der man die Verantwortung für die katastrophalen Zustände nicht zuschieben kann. Sein 

Aufwiegeln gegen die AfD ist brandgefährlich, heizt es doch die gesellschaftliche Spaltung weiter 

an. Als im Frühjahr die alten Bundesländer und vor allem Bayern von hohen Inzidenzwerten 

betroffen waren, wurden seitens der Bundesregierung auch nicht die dort Regierenden 

verantwortlich gemacht. 

Einmal mehr beweist Wanderwitz, dass er vollkommen ungeeignet für seinen Posten ist: statt sich 

für die Neuen Bundesländer einzusetzen, betreibt er aus der Bundesregierung heraus plumpen 

und durchschaubaren Wahlkampf, der jede Kenntnis zu den Gegebenheiten in den Neuen 

Bundesländern, wie etwa ein hohes Durchschnittsalter und weniger Möglichkeiten zur Heimarbeit 

im ländlichen Raum, die begünstigend für die Ausbreitung von Viren wirken können, vermissen 

lässt.“ 

https://www.afd.de/stephan-brandner-bundes-und-landesregierungen-sind-fuer-

regierungsversagen-verantwortlich-herr-wanderwitz/ 

 

Ramelows Verhalten ist eines Ministerpräsidenten nicht würdig 

Peinlich für Thüringen! 

Der Thüringer Ministerpräsident Bodo Ramelow hat für Empörung gesorgt, nachdem er zugegeben 

hat, während der Ministerpräsidentenkonferenzen, in der massivste Grundrechtseingriffe für alle 

Bürger beschlossen werden, ‚Candy Crush‘ zu spielen. Anstatt sich aber zu entschuldigen legte 

Ramelow im sozialen Netzwerk Twitter noch nach. 

Stephan Brandner, stellvertretender Bundesvorsitzender und Thüringer Bundestagsabgeordneter, 

erklärt, dass ein derartiges Verhalten eines Ministerpräsidenten nicht würdig und Ramelow peinlich 

für Thüringen sei: 

„Ramelow zeigt immer wieder, dass er mit seinem Amt überfordert und eigentlich ein politisches 

Nichts ist. Ein klarer Kurs ist nicht erkennbar, viel mehr plappert er meist artig nach, was ihm die 

Kanzlerin, die ihn ins Amt geputscht hat, vorgibt. 

Der Ministerpräsident von Merkels Gnaden wäre deutlich besser beraten, wenn er zukünftig wieder 

nur am Handy spielen würde, statt ein Bundesland gegen die Wand zu fahren!“ 

https://www.afd.de/stephan-brandner-ramelows-verhalten-ist-eines-ministerpraesidenten-nicht-

wuerdig/ 

 

https://www.afd.de/stephan-brandner-bundes-und-landesregierungen-sind-fuer-regierungsversagen-verantwortlich-herr-wanderwitz/
https://www.afd.de/stephan-brandner-bundes-und-landesregierungen-sind-fuer-regierungsversagen-verantwortlich-herr-wanderwitz/
https://www.afd.de/stephan-brandner-ramelows-verhalten-ist-eines-ministerpraesidenten-nicht-wuerdig/
https://www.afd.de/stephan-brandner-ramelows-verhalten-ist-eines-ministerpraesidenten-nicht-wuerdig/
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PRESSEMITTEILUNGEN vom 26.1.2021 
 

Politikversagen: Rund 170.000 Unternehmen vor der Insolvenz! 

Zweifellos werden die Altparteien auch weiterhin versuchen, den kommenden Wirtschafts-GAU 

ausschließlich auf das Coronavirus zurückzuführen – doch in Wahrheit ist es das Ergebnis eines 

kolossalen Politikversagens. Eine Konjunkturumfrage des Deutschen Industrie- und 

Handelskammertages (DIHK) zeigt jetzt: Hochgerechnet von der Zahl der Befragten sind bereits 

175.000 Unternehmen von der Pleite bedroht! Besonders 

hoch ist der Anteil der insolvenzbedrohten Unternehmen etwa 

im kreativen und künstlerischen Bereich (etwa ein Drittel), bei 

den Reisebüros (30 Prozent), den Taxibetrieben (27 Prozent) 

oder im Bereich der Gastronomie (20 Prozent). Auch bei den 

nicht insolvenzbedrohten Unternehmen sinken Eigenkapital 

und Umsätze – im Wirtschaftsbau sind beispielsweise die 

Bestellungen um rund 14 Prozent massiv eingebrochen. 

Mit deprimierender Wucht kommt also die Quittung für ein 

gesundheitspolitisches und wirtschaftspolitisches Desaster, 

das von der Bundesregierung angerichtet worden ist. Zuerst 

wurde die Bedrohung durch das Coronavirus unterschätzt und 

nicht ernstgenommen, dann verfiel man ins andere Extrem 

und stellte nur noch Aktionismus und Hysterie zur Schau. Anstatt Risikogruppen konsequent zu 

schützen, zeitnah einen ausreichenden Bestand an Masken zu beschaffen und für Aufklärung zu 

sorgen, wurde mit Pauschal-Maßnahmen die komplette Wirtschaft an die Wand gefahren und 

Teilen der Gesellschaft eine massive Schädigung ihrer Lebensqualität zugemutet. Die Impfungen, 

die als vermeintlich alleinige Lösung aus der Krise helfen sollen, wurden dilettantisch vorbereitet 

und verlaufen schleppend, weil Merkel von politischer korrekter Angst vor einem vermeintlichen 

„Impfnationalismus“ getrieben war. Wir brauchen jetzt den Kurswechsel: Risikogruppen schützen 

statt Wirtschafts-Ruin befördern! 

Zeit.de: „Zehntausende Unternehmen von Insolvenz bedroht“. 

https://afdkompakt.de/2021/01/26/politikversagen-rund-200-000-unternehmen-vor-der-insolvenz/ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.zeit.de/wirtschaft/2021-01/dihk-umfrage-insolvenz-corona-lockdown-ifo-geschaeftsklima
https://afdkompakt.de/2021/01/26/politikversagen-rund-200-000-unternehmen-vor-der-insolvenz/
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PRESSEMITTEILUNGEN vom 27.1.2021 
 

Die Nerven liegen blank: Merkel bei Kritik immer dünnhäutiger! 

„Wer austeilen kann, der muss auch einstecken können“, sagt ein Sprichwort. Ersteres beherrscht 

Bundeskanzlerin Angela Merkel hervorragend, wenn man an ihre permanente moralisierende 

Aburteilung von Kritikern denkt. Doch beim Einstecken hapert es: Wie Kanadas Premierminister 

Justin Trudeau zu berichten weiß, hat Merkel sich in einem 

Telefonat bei ihm darüber beschwert, dass sie wegen ihres 

Impf-Versagens „jeden Tag von den deutschen Medien 

kritisiert wird.“ Wo kämen wir da auch hin, wenn die Presse 

ihrer Aufgabe nachkäme und mit ungenierter Regelmäßigkeit 

das Handeln der Kanzlerin kritisch beleuchten würde? Für 

Merkel ist es offenbar Majestätsbeleidigung, wenn die 

Öffentlichkeit sich darüber beschwert, dass Millionen von 

Menschen aufgrund des Corona-Dilettantismus der 

Bundesregierung in wirtschaftliche Not getrieben werden. 

Auch bei einer von ihr selbst einberufenen 

Pressekonferenz blafft Merkel die nervenden Kritiker ihrer 

Impf-Politik an: „Was wollen wir denn jetzt noch meckern?“ Während deutsche Medien sich nicht 

daran stören, wundert sich die Schweizer „Neue Zürcher Zeitung“ über derartige Arroganz: „Kritik 

als «meckern» zu verunglimpfen und als Ausdruck einer unbotmäßigen Laune, zeugt von einem 

seltsamen Bewusstsein für die Art und Weise, in der die Regierung mit der Bevölkerung 

kommunizieren sollte.“ Tatsächlich erinnert Merkels Dünnhäutigkeit an die Asyl-Debatte, in der 

Merkel schon einmal in ähnlicher Weise die beleidigte Leberwurst spielte: „Wenn wir uns jetzt noch 

dafür entschuldigen müssen, dass wir in Notsituationen ein freundliches Gesicht zeigen, dann ist 

das nicht mein Land.“ Aber war es das jemals? 

NZZ.de: „Wie die Kanzlerin in der Corona-Krise die Nerven verliert“. 

https://afdkompakt.de/2021/01/27/die-nerven-liegen-blank-merkel-bei-kritik-immer-duennhaeutiger/ 

 

Jörg Meuthen und Joachim Wundrak beim Corona-Krisenstab der Bundeswehr 

Bundessprecher Prof. Dr. Jörg Meuthen, Leiter der AfD-Delegation im EU-Parlament, und 

Generalleutnant a.D. Joachim Wundrak, frisch gewählter Spitzenkandidat der AfD Niedersachsen 

für die Bundestagswahl, informierten sich am heutigen Mittwoch in Kiel über die Arbeit des 

Corona-Krisenstabes der Bundeswehr. 

Sie sprachen mit Vertretern des Krisenstabes über deren Einschätzung des Infektionsgeschehens, 

Hygienekonzepte und über die Impfquote innerhalb der Kasernen. Der Corona-Krisenstab der 

Bundeswehr ist bei der Überwachungsstelle für öffentlich-rechtliche Aufgaben des 

Sanitätsdienstes Nord in Kiel angesiedelt. 

Jörg Meuthen: „Die Bundeswehr kommt ohne harten Lockdown aus. Während die 

Bundesregierung unser Land von einem Lockdown in den nächsten schickt, ohne dadurch die 

Coronakrise in den Griff zu bekommen. So kann und darf es nicht mehr weitergehen. Mich 

interessiert deshalb die offenbar sehr erfolgreiche Lockdown-Alternative der Bundeswehr.“ 

https://www.welt.de/politik/ausland/article224688307/Corona-Impfung-Angela-Merkel-beschwerte-sich-sagt-Trudeau.html
https://www.nzz.ch/international/in-der-corona-krise-verliert-angela-merkel-die-nerven-ld.1598476
https://www.nzz.ch/international/in-der-corona-krise-verliert-angela-merkel-die-nerven-ld.1598476
https://www.n-tv.de/politik/Merkel-Dann-ist-das-nicht-mein-Land-article15938301.html
https://www.nzz.ch/international/in-der-corona-krise-verliert-angela-merkel-die-nerven-ld.1598476
https://afdkompakt.de/2021/01/27/die-nerven-liegen-blank-merkel-bei-kritik-immer-duennhaeutiger/
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Joachim Wundrak: „Die Bundeswehr hat umfangreiche Erfahrung in der Seuchenbekämpfung in 

der ganzen Welt. Diese Expertise ermöglicht eine realistische Einschätzung der tatsächlichen 

Gefahrenlage und deren effektive Bewältigung. Hiervon sollte insbesondere auch ein ziviles 

Krisenmanagement profitieren. Mich interessiert daher, welche Maßnahmen der Bundeswehr bei 

der Pandemiebekämpfung auf den zivilen Bereich übertragbar sind.“ 

https://www.afd.de/joerg-meuthen-und-joachim-wundrak-beim-corona-krisenstab-der-bundeswehr/ 

 

460 Millionen Euro Finanzspritze für Galeria-Kaufhof? 

460 Millionen Euro macht der Bund locker für einen Konzern, der schon seit Jahren schwächelt. Es 

wird Zeit, dass die kleinen und mittelständischen 

Unternehmen im politischen Berlin gehört werden. 

Corona und Lockdown verstärken die 

wirtschaftspolitischen Defizite der letzten Jahre: 

fehlende Planungssicherheit und 

Überbürokratisierung! 

https://www.focus.de/.../mit-bis-zu-460-millionen-

euro... 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 28.1.2021 
 

Sperren von Strom, Wasser, Gas und Online-Diensten zeitlich begrenzt aussetzen! 

Moratorium jetzt! 

Im Zuge des Lockdowns können viele Selbständige und Handwerker ihrem Gewerbe nicht 

nachgehen – z.B. Frisöre – oder sind von Kurzarbeit betroffen. Das gilt auch für Arbeitnehmer des 

Dienstleistungssektors. Viele Haushalte können daher aktuell ihre Rechnungen für Strom, Wasser, 

Gas und Online-Dienste bzw. Provider nicht bezahlen – damit drohen Sperren der entsprechenden 

Konten und die Abschaltung bzw. Einstellung der Versorgung. 

Dazu erklärt Bundesvorstandsmitglied Joachim Paul: 

„Die Corona-Krise bedroht viele Existenzen. Während Bürger ihre Jobs verlieren, in Kurzarbeit 

stecken oder ihr Gewerbe ruhen lassen müssen, laufen die Kosten für Strom, Gas, Wasser und 

auch Online-Dienste bzw. Provider natürlich weiter. Viele Menschen, denen offene Rechnungen 

peinlich sind, kommen nun unverschuldet in Zahlungsrückstand. Energieversorger und Online-

Dienste reagieren in der Regel mit Sperren auf ausbleibende Zahlungen – auch während des 

Lockdowns. In einer immer digitaler werdenden Gesellschaft ist der Zugang zum Internet, auch um 

hinsichtlich wichtiger Nachrichten auf dem Laufenden zu bleiben, so wichtig wie Wasser oder 

Strom. Ich fordere deshalb ein Moratorium für Versorgungssperren bis zum vollständigen Ende 

des Lockdowns – die Bundesregierung bzw. Länderregierungen sollte dafür zügig die nötigen 

gesetzgeberischen Maßnahmen treffen.“ 

Paul weiter: „Die Lockdown-Politik zwingt viele Bürger, zu Hause zu bleiben und ihre sozialen 

Kontakte zu reduzieren. Daraus ergibt sich geradezu eine gesetzgeberische Pflicht über punktuelle 

Finanzspritzen hinaus – die Auszahlung limitierter Hilfen wie der November-Hilfe läuft ohnehin 

https://www.afd.de/joerg-meuthen-und-joachim-wundrak-beim-corona-krisenstab-der-bundeswehr/
https://www.focus.de/finanzen/boerse/mit-bis-zu-460-millionen-euro-bund-will-galeria-karstadt-kaufhof-stuetzen_id_12917055.html?fbclid=IwAR0fe77shN-OpthXeRTJOpt178gKiczTY3qxnBNC3s8NlrPJum1bw5JkDOg
https://www.focus.de/finanzen/boerse/mit-bis-zu-460-millionen-euro-bund-will-galeria-karstadt-kaufhof-stuetzen_id_12917055.html?fbclid=IwAR0fe77shN-OpthXeRTJOpt178gKiczTY3qxnBNC3s8NlrPJum1bw5JkDOg
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stockend -, dafür zu sorgen, dass es nicht zu Sperren kommt und betroffene Haushalte die 

Zahlungen bis zum Ende des Lockdowns strecken können. Problematisch ist vor allem, dass die 

Entsperrung von Leitungen mit einem zusätzlichen Kostenaufwand verbunden ist, den Betroffene 

unverschuldet tragen müssen. Ein Moratorium würde soziale Härten abfedern.“ 

https://www.afd.de/joachim-paul-sperren-von-strom-wasser-gas-und-online-diensten-zeitlich-

begrenzt-aussetzen/ 

 

Impfstoffbeschaffung hätte nie auf die EU verlagert werden dürfen! 

Die angebliche Impfstoffstrategie der EU-Kommission mit einer Ursula von der Leyen an der Spitze 

ist das Papier nicht wert, auf dem sie gedruckt ist. Das ganze Ausmaß des Versagens wird nun 

sichtbar durch die Ankündigung von Lieferengpässen bei dem Corona-Impfstoff von AstraZeneca 

in die EU. Zuvor kam es bereits zu Lieferverzögerungen bei Biontech/Pfizer. 

Die EU-Kommission wirft nun AstraZeneca vor, sich nicht an Absprachen zu halten und andere 

Länder, zum Beispiel Großbritannien, bei der Impfstofflieferung zu bevorzugen. AstraZeneca weist 

die Vorwürfe mit Blick auf die mit der EU geschlossenen Verträge zurück. 

Dr. Sylvia Limmer, Mitglied des Bundesvorstands und Gesundheitspolitische Sprecherin der AfD-

Delegation im EU-Parlament, nimmt hierzu wie folgt Stellung: 

,,Es ist mindestens als interessant zu bezeichnen, dass die EU die eigene Unfähigkeit in puncto 

Impfstoff-Beschaffung nun mit Verweis auf angebliche Vertragsinhalte auf die Impfstoff-Lieferanten 

abwälzen möchte. Verträge übrigens, bei denen die EU-Kommission bisher peinlich darum bemüht 

war, diese der Öffentlichkeit mit fadenscheinigen Argumenten vorzuenthalten. Einer Öffentlichkeit, 

die diese mit ihren Steuermilliarden finanziert. Kurios mutet es auch an, dass AstraZeneca 

Vertragsbruch vorgeworfen wird, einen Impfstoff nicht zu liefern, der bislang noch keine Zulassung 

in der EU erhalten hat. Die Zulassung wird allerdings für Ende dieser Woche erwartet. 

Unabhängig davon, wie man zur Impfung gegen das Coronavirus steht, sollte jeder freie Bürger die 

Möglichkeit haben, sich impfen zu lassen. Dass in der EU vielen Bürgern diese Möglichkeit 

genommen wird, ist auf eklatantes Politikversagen zurückzuführen. Während andere Länder 

reichlich mit Impfstoffen beliefert werden, warten viele Europäer auf den Impfstoff, gerade auch in 

Deutschland. Israel ist bereits jetzt in der Lage, pro 100 Einwohner 48 Impfdosen zur Verfügung zu 

stellen, in der EU und in Deutschland sind es lächerliche 2,3 respektive 2,2 Impfdosen. Mehr an 

Zahlen braucht es eigentlich nicht, um das EU-Impfdesaster und das Versagen einer von der 

Leyen zu dokumentieren. 

Die EU hat einfach schlecht verhandelt und sie hat spät, nämlich ganze drei Monate später als die 

Briten, bei AstraZeneca bestellt. Es zeigt sich auch: Die Briten haben mit dem Brexit wohl alles 

richtig gemacht. Und Deutschland mit der Verlagerung der Impfstoffbeschaffung auf die EU alles 

falsch. Das schreit förmlich nach einem Untersuchungsausschuss auf europäischer Ebene.’’ 

https://www.afd.de/sylvia-limmer-impfstoffbeschaffung-haette-nie-auf-die-eu-verlagert-werden-

duerfen/ 

 

https://www.afd.de/joachim-paul-sperren-von-strom-wasser-gas-und-online-diensten-zeitlich-begrenzt-aussetzen/
https://www.afd.de/joachim-paul-sperren-von-strom-wasser-gas-und-online-diensten-zeitlich-begrenzt-aussetzen/
https://www.afd.de/sylvia-limmer-impfstoffbeschaffung-haette-nie-auf-die-eu-verlagert-werden-duerfen/
https://www.afd.de/sylvia-limmer-impfstoffbeschaffung-haette-nie-auf-die-eu-verlagert-werden-duerfen/
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Neues von der AfD-Fraktion im 

Deutschen Bundestag 

 
PRESSEMITTEILUNGEN vom Wochenende 23./24.1.2021 
 

21 Tote nach Impfungen in Deutschland binnen vier Wochen – Aufklärung dringend 

erforderlich 

Im Zeitraum von 21.12.2020 bis 19.01.2021 starben 21 Menschen, die zuvor eine Impfung gegen 

das Covid-19-Virus erhalten hatten. Das ergibt sich aus der Antwort der Bundesregierung auf eine 

schriftliche Anfrage des AfD-Abgeordneten Stephan Brandner. Die Bundesregierung gibt 

ergänzend an, dass die Verstorbenen unter Vorerkrankungen litten und teilweise die Autopsien 

noch ausstünden. 

Stephan Brandner verdeutlicht, dass zwingend Aufklärung geboten sei und auch eine Abkehr von 

der Impfpraxis überdacht werden müsse: 

„Während seit vielen Monaten jeder Tote, egal wie schwer seine Vorerkrankungen waren, als 

Corona-Toter dargestellt wird, wenn sich ein positiver Text nachweisen ließ, wird bei den nach 

einer Impfung Verstorbenen nun auf Vorerkrankungen abgestellt. Fraglich ist jedoch, wieso 

Menschen, die offenbar so schwer erkrankt sind, überhaupt den Strapazen einer Impfung – zudem 

noch einer an dieser Zielgruppe unerprobten – ausgesetzt werden. Es muss restlos aufgeklärt 

werden, inwiefern die Impfung das Versterben beschleunigt oder gar begünstigt hat und welche 

Risiken die Impfung für die Menschen birgt.“ 

https://www.afdbundestag.de/brandner-21-tote-nach-impfungen-in-deutschland-binnen-vier-

wochen-aufklaerung-dringend-erforderlich/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 25.1.2021 
 

Bundesregierung überlässt die Anerkennung von ärztlichen Maskenattesten weiterhin der 

Willkür des Betrachters 

Die Bundesregierung offenbart, dass es keine klaren Regelungen im Umgang mit Maskenattesten 

und der daraus resultierenden Schweigepflicht gibt und die betroffenen Menschen der Willkür ihres 

Gegenübers ausgeliefert sind. Dies ergab die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 

„Rechtswirksame Ausstellung eines Maskenattestes“ des AfD-Bundestagsabgeordnetem Prof. Dr. 

med. Axel Gehrke (BT-Drs. 19/24994). 

Gehrke erklärt dazu: 

„Inhaber eines Maskenbefreiungsattests, erhalten dies aufgrund einer bestehenden Erkrankung 

von ihrem Arzt. Dieser steht unter Schweigepflicht und die Diagnosen werden streng vertraulich 

https://www.afdbundestag.de/brandner-21-tote-nach-impfungen-in-deutschland-binnen-vier-wochen-aufklaerung-dringend-erforderlich/
https://www.afdbundestag.de/brandner-21-tote-nach-impfungen-in-deutschland-binnen-vier-wochen-aufklaerung-dringend-erforderlich/
http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP19/2710/271020.html
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behandelt. Dies ist richtig und wichtig und deswegen galt bisher die Bescheinigung eines Arztes 

ohne Nennung einer Diagnose, zum Beispiel bei einer Krankmeldung. 

Das scheint jetzt vorbei zu sein. Die Länder schreiben zwar keine bestimmt Form des Attestes vor, 

bei einem Maskenattest wird jedoch erwartet, dass die entsprechende Verwaltungsbehörde, die 

Schulleitung, das Gericht etc. aufgrund konkret nachvollziehbarer Angaben in der ärztlichen 

Bescheinigung in die Lage versetzt werden soll, die Notwendigkeit nachzuvollziehen. Das 

bedeutet, dass in Rechtsverordnungen einzelner Länder nicht nur die konkrete Diagnose, mit der 

der Laie naturgemäß wenig anfangen kann, sondern ausführlich erklärende Einblicke in die 

Krankengeschichte eines Menschen verlangt werden, die einem Dritten ohne jeglichen 

medizinischen Hintergrund gewährt werden muss und der dann noch nicht einmal unter 

Schweigepflicht gestellt wurde. Das heißt im Klartext, dass es dem Betrachter weiterhin obliegt, 

darüber zu entscheiden, ob er die Einschätzung eines approbierten Arztes teilt oder nicht. Und falls 

er sich nicht sicher ist, auch jederzeit dies mit seinen Mitarbeitern, Verwandten oder anderen 

Ratgebern besprechen kann. Ein sehr fragwürdiges Vorgehen, das die AfD-Fraktion 

ausgesprochen missbilligt.“ 

https://www.afdbundestag.de/gehrke-bundesregierung-ueberlaesst-die-anerkennung-von-

aerztlichen-maskenattesten-weiterhin-der-willkuer-des-betrachters/ 

 

Olaf Scholz ist nicht der richtige Mann für die Bekämpfung der Geldwäsche 

Der Bundesrechnungshof wirft Bund und Ländern vor, im Kampf gegen die Geldwäsche versagt zu 

haben. Jedes Jahr werden ca. 100 Milliarden Euro zu legalem Geld gewaschen. Olaf Scholz 

erklärte vor zwei Jahren den Kampf gegen Geldwäsche zur Chefsache, jedoch ohne Erfolg. 

Ein Vorschlag des Bundesrechnungshofs ist, eine Obergrenze für Barzahlungen einzuführen, um 

der Geldwäsche Herr zu werden. 

Der AfD-Bundestagsabgeordnete und Mitglied des Finanzausschusses, Kay Gottschalk, sagt 

dazu: 

„Deutschland ist in der Tat ein Geldwäsche-Paradies. Dies liegt aber nicht an den 

Bargeldauszahlungen. Vielmehr ist Deutschland ein Paradies für die Mafia und andere organisierte 

Kriminalität geworden. Verstärkend kommt hinzu, dass Deutschland ein Rückzugsort für 

Terrororganisationen wie den IS geworden ist, die hier ihr Unwesen treiben können, ohne große 

strafrechtliche Konsequenzen fürchten zu müssen. 

Weiter funktioniert die Geldwäschekontrolle nicht, denn die eigens dafür gegründete FIU wird seit 

Jahren ihren Aufgaben nicht gerecht. 

Hinzu kommt ein falsch verstandener Föderalismus, der seine Dysfunktionalität auch im Fall 

Wirecard eindrucksvoll gezeigt hat. Dass Olaf Scholz nicht der richtige Mann für die Bekämpfung 

der Geldwäsche ist, wissen wir ebenfalls spätestens seit seinem katastrophalen Agieren bei 

Wirecard. 

Mit der Bargeldkontrolle verfolgt man ganz andere ideologische Ziele, die wir entschieden 

ablehnen. Denn Bargeld ist auch Freiheit und verkörpert für mich Bürgerrechte. 

Einheitliche Zuständigkeiten, eine bessere Kommunikation der Behörden untereinander und mehr 

geschultes Personal sollten eher Abhilfe schaffen können.“ 

https://www.afdbundestag.de/gehrke-bundesregierung-ueberlaesst-die-anerkennung-von-aerztlichen-maskenattesten-weiterhin-der-willkuer-des-betrachters/
https://www.afdbundestag.de/gehrke-bundesregierung-ueberlaesst-die-anerkennung-von-aerztlichen-maskenattesten-weiterhin-der-willkuer-des-betrachters/
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https://www.afdbundestag.de/gottschalk-olaf-scholz-ist-nicht-der-richtige-mann-fuer-die-

bekaempfung-der-geldwaesche/ 

 

Verschleuderung von Steuergeldern rund um Spahns Masken-Rechtsstreit 

Laut eigener Auskunft bezahlte das Bundesministerium für Gesundheit im Zusammenhang mit 

Problemen beim Open-House-Verfahren zur Maskenbeschaffung zeitweise bis zu 50 Anwälte des 

großen Beratungsunternehmens Ernst & Young (EY). Beim Landgericht Bonn sind mit Stand 5. 

Januar 2021 58 Klagen mit einem Streitwert von insgesamt 142 Millionen Euro anhängig. Dazu 

teilt der AfD-Bundestagsabgeordnete Paul Podolay, Mitglied im Ausschuss für Gesundheit, mit:   

„Um das Maskenchaos zu bewältigen, setzt Spahn eine Horde von Anwälten des großen 

Beratungshauses Ernst & Young ein und das Gesundheitsministerium mutiert zur Goldgrube für 

das externe Beratungsunternehmen. Allein für dieses Jahr sind weitere 33 Millionen an zu 

verpulvernden Steuergeldern vorgesehen. 

Anlass ist das Open-House-Verfahren, mit dem Maskenhersteller motiviert werden sollten zu 

produzieren. Nach Angaben des Ministeriums stellte sich jedoch bei unglaublichen 40 Prozent der 

Labor-Prüfungen heraus, dass Anbieter mangelhafte Ware angeboten hatten. Umgekehrt klagen 

nun Hersteller, da das Ministerium für gelieferte Masken nicht zahle. 

Chaotische Vergabeverfahren sind jedoch nichts Neues für die CDU. Frau von der Leyens 

Vorgehen, mit Hilfe von externen Beratern die Bundeswehr zu reformieren, lieferte die Blaupause. 

Die rechtswidrige Auftragsvergabe an externe Berater musste anschließend in einem 

Untersuchungsausschuss aufgearbeitet werden. 

Die tausenden mangelhaften Masken, das schlampige Open-House-Verfahren ohne offizielle 

Ausschreibung und die Millionen an verpulverten Steuergeldern sind absolut skandalös und 

gehören ebenso wie Frau von der Leyens Verfehlungen vor einen parlamentarischen 

Untersuchungsausschuss.“ 

https://www.afdbundestag.de/podolay-verschleuderung-von-steuergeldern-rund-um-spahns-

masken-rechtsstreit/ 

 

Düstere Stimmung in der Wirtschaft ist Spiegel des Politikversagens 

Der ifo-Geschäftsklimaindex ist im Januar wieder stärker als erwartet um mehr als zwei Punkte 

gefallen. Dazu erklärt die Fraktionsvorsitzende der AfD im Deutschen Bundestag Alice Weidel: 

„Die düstere Stimmung in der deutschen Wirtschaft ist die logische Konsequenz aus der Sinn- und 

Planlosigkeit der Lockdown-Politik von Bund und Ländern. Der ohne Konzept und Exit-Strategie 

von Monat zu Monat verlängerte erzwungene Stillstand ist für Industrie, Handel und Gewerbe ein 

Alptraum ohne Ende und für den deutschen Mittelstand ein nie dagewesenes 

Vernichtungsprogramm. 

Das komplette Politikversagen beim Beschaffen und Verteilen des Corona-Impfstoffs, mit dem das 

Versprechen einer rascheren Normalisierung verbunden war, setzt dem bereits angerichteten 

Schaden noch die Krone auf. Wir brauchen einen sofortigen Kurswechsel: Lockdown beenden, 

Risikogruppen schützen. Sonst droht die irreparable Zerstörung der Grundlagen unseres 

Wohlstands und unseres Sozialstaats.“ 

https://www.afdbundestag.de/gottschalk-olaf-scholz-ist-nicht-der-richtige-mann-fuer-die-bekaempfung-der-geldwaesche/
https://www.afdbundestag.de/gottschalk-olaf-scholz-ist-nicht-der-richtige-mann-fuer-die-bekaempfung-der-geldwaesche/
https://www.afdbundestag.de/podolay-verschleuderung-von-steuergeldern-rund-um-spahns-masken-rechtsstreit/
https://www.afdbundestag.de/podolay-verschleuderung-von-steuergeldern-rund-um-spahns-masken-rechtsstreit/
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https://www.afdbundestag.de/alice-weidel-duestere-stimmung-in-der-wirtschaft-ist-spiegel-des-

politikversagens/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 26.1.2021 
 

Ausnahmezustand darf nicht zum Dauerzustand werden 

Zur Diskussion um die Verlängerung des Lockdowns äußert sich der Vorsitzende der AfD-

Bundestagsfraktion, Alexander Gauland, wie folgt: 

„Die Politik hat bei allem versagt, was tatsächlich in ihrer Verantwortung liegt: Seit fast einem Jahr 

schafft sie es weder, den Schutz von Alten- und Pflegeheimen zu verbessern noch die Effizienz 

der Gesundheitsämter bei Meldungen und Nachverfolgungen zu erhöhen. Die Organisation der 

Impfungen in Deutschland ist ebenfalls völlig ungenügend. Dass es viel besser gehen kann, 

zeigen Israel, Großbritannien und nicht zuletzt die viel gescholtenen USA, wo bereits mehr als 

zehnmal so viele Menschen geimpft wurden wie in Deutschland. 

Statt an diesen vielen Baustellen endlich nachzubessern, werden die Bürger trotz seit Wochen 

sinkender Fallzahlen weiter drangsaliert. Was es bräuchte, wäre eine verlässliche Exit-Strategie, 

ein erkennbares Licht am Ende des Lockdown-Tunnels. Stattdessen entwerfen Regierungspolitiker 

Horrorszenarien, die einen Lockdown bis zum Sankt Nimmerleinstag rechtfertigen sollen. 

Die Regierenden haben sich im Ausnahmezustand eingerichtet und einige scheinen die 

erweiterten Befugnisse regelrecht zu genießen. Nun macht sich der Kanzleramtsminister bereits 

daran, die Verfassung ändern zu lassen, um unbegrenzt Schulden machen zu können. 

In Ausnahmesituationen schlägt stets die Stunde der Exekutive, aber nun darf das Parlament 

seine Stunde nicht verschlafen. Der Ausnahmezustand muss ein Ende haben. Wir dürfen es nicht 

hinnehmen, dass er zum Dauerzustand wird.“ 

https://www.afdbundestag.de/gauland-ausnahmezustand-darf-nicht-zum-dauerzustand-werden/ 

 

EuGH-Urteil stärkt Bedeutung von Bargeld 

Ein Mitgliedstaat des Euro-Währungsgebiets kann laut EuGH seine Verwaltung zur Annahme von 

Barzahlungen verpflichten. Die stellvertretende Vorsitzende der AfD-Fraktion im Deutschen 

Bundestag, Beatrix von Storch, erklärt zum heutigen EuGH-Urteil: 

„Mit diesem EuGH-Urteil gibt es keinen Freibrief mehr für die Bargeld-Feinde im Euro-

Währungsraum, das Bargeld und damit die Freiheit der Bürger sukzessive abzuschaffen. Den 

deutschen Klägern vor dem EuGH ist es damit gelungen, diejenigen auszubremsen, die das 

Bargeld immer weiter zurückdrängen wollen, weil Bargeld die einzige Möglichkeit ist, die wir 

haben, um unsere finanzielle Privatsphäre zu verteidigen. Der elektronische Zahlungsverkehr hilft 

dem Staat bei der Überwachung der Geldströme, hingegen lässt sich der Bargeldverkehr 

schwieriger überwachen. Zudem hilft die schrittweise Abschaffung des Bargeldes der Einführung 

einer weitreichenden negativen Zinslandschaft. Dies streben die Zentralbanken vor allem wegen 

der enormen Überschuldung an. Mit diesem Urteil ist der Vormarsch der Bargeld-Abschaffer erst 

einmal gestoppt worden.“ 

https://www.afdbundestag.de/beatrix-von-storch-eugh-urteil-staerkt-bedeutung-von-bargeld/ 

https://www.afdbundestag.de/alice-weidel-duestere-stimmung-in-der-wirtschaft-ist-spiegel-des-politikversagens/
https://www.afdbundestag.de/alice-weidel-duestere-stimmung-in-der-wirtschaft-ist-spiegel-des-politikversagens/
https://www.afdbundestag.de/gauland-ausnahmezustand-darf-nicht-zum-dauerzustand-werden/
https://www.afdbundestag.de/beatrix-von-storch-eugh-urteil-staerkt-bedeutung-von-bargeld/
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Verhandlung zur Parteienfinanzierung vor dem Bundesverfassungsgericht muss 

schnellstens nachgeholt werden 

Am heutigen 26. und morgigen 27. Januar 2021 sollte die mündliche Verhandlung über die neue 

Obergrenze bei der Parteifinanzierung vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe stattfinden 

– wurde aber abgesagt. Die AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag hat ein Organstreitverfahren 

eingeleitet, da sie sich durch den Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens durch den Deutschen 

Bundestag in ihren parlamentarischen Beteiligungsrechten und ihrem Recht, wichtige 

Gesetzgebungsverfahren durch die Mobilisierung oppositioneller Strömungen in der Bevölkerung 

öffentlich zu begleiten, verletzt sieht. 

Der Justiziar der AfD-Bundestagfraktion, Stephan Brandner, erklärt, dass er wenig Verständnis für 

die Verschiebung des Verfahrens hat, insbesondere vor dem Hintergrund, dass das einstweilige 

Verfügungsverfahren bereits abgelehnt wurde: 

„Ich hoffe sehr, dass sich die Gerüchte, die Ersten Parlamentarischen Geschäftsführer der 

Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke und der FDP, die gleichzeitig ein 

Normenkontrollverfahren zu diesem Thema anstreben, hätten Einfluss auf die Terminierung 

genommen, da sie in einer Sitzungswoche unabkömmlich im Bundestag wären, nicht bestätigen 

werden. Mir scheint jedenfalls, dass in der Messe Karlsruhe, wo die mündliche Verhandlung 

stattfinden sollte, alle Hygienemaßnahmen erfüllbar sein sollten. Kritisch ist außerdem, dass die 

höheren Summen zur Parteifinanzierung bereits ausgezahlt wurden. Daher ist ein schnelles 

Nachholen des Termins zwingend erforderlich. Jeder Tag der Verzögerung kostet den 

Steuerzahler sehr viel Geld.“ 

https://www.afdbundestag.de/brandner-verhandlung-zur-parteienfinanzierung-vor-dem-

bundesverfassungsgericht-muss-schnellstens-nachgeholt-werden/ 

 

Merkel will Reiseverbote! 

Die nächste Eskalationsstufe im Corona-Kabinett Merkel wird gezündet. Nachdem die Kanzlerin 

einräumte „Uns ist das Ding entglitten!“, 

sollen nun noch strengere Maßnahmen 

verabschiedet werden. Sie weiß auch schon 

ganz genau wie: "Wir müssen den 

Flugverkehr so ausdünnen, dass man 

nirgendwo mehr hinkommt." Was kommt als 

Nächstes? 

 

Merkel leitet bei ihrem Aktionismus die 

irrwitzige Inzidenzzahl von 50 auf 100.000 

Bürger. Angesichts des Winters, der 

naturgemäß das Einfallstor für Viren ist, ein völlig realitätsferner Gedanke, wie auch der 

Epidemiologe Klaus Stöhr klarstellt. Als ehemaligem Leiter des Global-Influenza-Programms und 

Sars-Forschungskoordinator der WHO darf man ihm Glauben schenken, dennoch wollte ihn 

Merkel nie im Expertenrat hören... 

 

Mit den jüngsten Aussagen aus Regierungskreisen ist absehbar, dass Mitte Februar keineswegs 

mit dem Ende des Lockdowns zu rechnen ist, obwohl die Infektionszahlen rückläufig sind. 

Stattdessen soll wohl das ganze Land weiter bis Ostern heruntergefahren werden. Dann sollen 

https://www.afdbundestag.de/brandner-verhandlung-zur-parteienfinanzierung-vor-dem-bundesverfassungsgericht-muss-schnellstens-nachgeholt-werden/
https://www.afdbundestag.de/brandner-verhandlung-zur-parteienfinanzierung-vor-dem-bundesverfassungsgericht-muss-schnellstens-nachgeholt-werden/
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nach Willen der Kanzlerin zunächst Kitas und Schulen öffnen dürfen, schließlich Geschäfte und 

erst später Restaurants - für Unternehmen und ihre Angestellten eine Hiobsbotschaft. Sukzessive 

wird uns mehrheitlich unwidersprochen die Freiheit genommen! 

https://www.focus.de/.../corona-schock-fuer-kanzlerin... 

https://www.focus.de/.../vorschlag-inzidenzwert-um-130... 

https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/4032082030136335 

 

Zoos und Tierparks mit gut etablierten Hygienekonzepten wieder öffnen 

In einer Kleinen Anfrage an die Bundesregierung (BT-Drs. 19/25756) wollte die AfD-

Bundestagsfraktion wissen, wie die Bundesregierung dem Staatsziel Tierschutz gerecht wird und 

die Zoos und Tierparks während der Corona-Pandemie unterstützt. 

Zu den Antworten der Bundesregierung äußert sich der AfD-Bundestagsabgeordnete Stephan 

Protschka, Obmann im Ausschuss Ernährung und Landwirtschaft, wie folgt: 

„Ich fordere die Bundesregierung auf, gemeinsam mit den Ländern die Zoos und Tierparks mit 

bewährten Hygienekonzepten wieder zu öffnen. 

Seit dem letzten Jahr leiden viele deutsche Zoos und Tierparks unter der Corona-Politik der 

Länder: Sie dürfen trotz mittlerweile gut etablierter Hygienekonzepte nicht öffnen. Fehlende 

Einnahmen bei gleichbleibend hohen Betriebskosten setzen die Zoos und Tierparks unter 

immensen Druck. 

Laut der Bundesregierung wurden von den beantragten Novemberhilfen bisher nur etwa ein Viertel 

an die Zoos und Tierparks ausgezahlt (Stand 14. Januar 2021). Das ist skandalös, wenn man 

bedenkt, dass das Wohl der Tiere von diesen Geldern abhängt.“ 

https://www.afdbundestag.de/protschka-zoos-und-tierparks-mit-gut-etablierten-hygienekonzepten-

wieder-oeffnen/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 27.1.2021 
 

Anschlag aus dem Kanzleramt auf die Schuldenbremse zementiert Linkskurs der Union 

Zur anhaltenden Debatte in der Union über ein dauerhaftes Aussetzen der Schuldenbremse erklärt 

die Fraktionsvorsitzende der AfD im Deutschen Bundestag Alice Weidel: 

„Das dicke Lob der Grünen-Bosse Anton Hofreiter und Robert Habeck für den Anschlag von 

Merkels Kanzleramtsminister auf die in der Verfassung festgeschriebene Schuldenbremse spricht 

Bände: Die CDU läuft sich auf Hochtouren warm für Schwarz-Grün. Wer in einer solchen Koalition 

den Ton angeben wird, ist keine Frage: Mehr Schulden oder mehr Steuern – die Grünen fordern, 

die Union ziert sich ein bisschen und liefert dann doch. 

Für den nackten Machterhalt steht jetzt auch der Rest des ohnehin kläglich geschrumpften 

Markenkerns zur Disposition. Die verfehlte Corona-Politik dieser Bundesregierung liefert den 

billigen Vorwand dafür. Fällt die Schuldenbremse, fällt eine der letzten Barrieren gegen zügellose 

Schulden- und Umverteilungspolitik zu Lasten und auf Kosten der Steuerzahler und der 

Mittelschicht. Wer CDU wählt, bekommt grün-linke Politik.“ 

https://www.focus.de/politik/deutschland/corona-schock-fuer-kanzlerin-merkel-raeumt-in-interner-schalte-ein-uns-ist-das-ding-entglitten_id_12909341.html?fbclid=IwAR1nBfHXHCe1qEo_4HpUzBuj2mpxyXCek9kE6UfE97b-8x6p_WSsFALpVUc
https://www.focus.de/corona-virus/vorschlag-inzidenzwert-um-130-halten-epidemiologe-nimmt-lockdown-strategie-auseinander-inzidenz-von-unter-50-ist-wunschdenken_id_12848085.html?fbclid=IwAR0uy_TZ3QJZ0xNW9B-aRmkj84pHBSohZkAKIgt7LRGnUiXyel9yaeWWK48
https://www.facebook.com/aliceweidel/photos/a.1063313067013261/4032082030136335
https://dserver.bundestag.de/btd/19/257/1925756.pdf
https://www.afdbundestag.de/protschka-zoos-und-tierparks-mit-gut-etablierten-hygienekonzepten-wieder-oeffnen/
https://www.afdbundestag.de/protschka-zoos-und-tierparks-mit-gut-etablierten-hygienekonzepten-wieder-oeffnen/
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Der AfD-Fraktionsvorsitzende Alexander Gauland erklärt: 

„Die CDU treibt im Laufschritt immer weiter nach links. Alle Wege der Union führen inzwischen in 

den grün-linken Schuldensozialismus. Der formale Widerstand einzelner Unionspolitiker gegen die 

dauerhafte Beseitigung der Schuldenbremse ist kaum mehr als Theaterdonner auf dem letzten 

Rückzugsgefecht. 

Nachdem die Kanzlerin ihre Partei fünfzehn Jahre lang programmatisch entkernt hat, werden jetzt 

die letzten Spuren eines eigenständigen Profils abgeräumt und Merkels Linkskurs weiter 

zementiert. Nach diesem Vorstoß aus dem Kanzleramt muss auch dem letzten klar sein: Die CDU 

ist keine konservative Kraft mehr, und sie ist weder wirtschafts- noch finanzpolitisch solide. Die 

CDU von heute ist eine linke Partei und wird es offenkundig auch ohne Merkel bleiben.“ 

https://www.afdbundestag.de/weidel-gauland-anschlag-aus-dem-kanzleramt-auf-die-

schuldenbremse-zementiert-linkskurs-der-union/ 

 

Sanktionen gegen Russland sind wirkungslos und überflüssig 

Auf EU-Ebene haben die Außenminister über mögliche Sanktionen gegen Russland im 

Zusammenhang mit dem Fall Nawalny beraten. Der AfD-Bundestagsabgeordnete Anton Friesen, 

Mitglied des Auswärtigen Ausschusses, hat zu den Auswirkungen der bereits bestehenden 

Sanktionen die Bundesregierung befragt. Zur Antwort der Bundesregierung erklärt Friesen: 

„Im letzten Jahr wurden knapp 341.000 Euro in Deutschland im Rahmen der EU-Sanktionen gegen 

Russland eingefroren. In den Niederlanden gerade einmal knapp über 700 Euro. Auch in den 

Vorjahren, seit Beginn der Sanktionen 2014 handelt es sich um relativ geringfügige Beträge. 

Die Daten zeigen: Die EU-Sanktionen sind weitgehend wirkungslos, sie schaden nur der 

deutschen und der europäischen Wirtschaft. Hunderttausende Arbeitsplätze insbesondere in Ost- 

und Mitteldeutschland sind verschwunden, gerade kleine und mittelständische Unternehmen 

stehen – zumal im Zuge der Belastung durch die Lockdown-Politik der Bundesregierung – vor dem 

Konkurs. 

Wir fordern: Russlandsanktionen schnellstmöglich aufheben. Mehr Kooperation wagen! Gerade in 

der Corona-Krise wäre das ein großangelegtes kostenloses Konjunkturprogramm.“ 

https://www.afdbundestag.de/friesen-sanktionen-gegen-russland-sind-wirkungslos-und-

ueberfluessig/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 28.1.2021 
 

Lehren aus dem Impf-Chaos – handlungsfähige Nationalstaaten sind die besseren 

Krisenmanager 

Zum anhaltenden Impfchaos und den Rechtfertigungsversuchen von Bundesregierung und EU-

Kommission erklärt der Fraktionsvorsitzende der AfD im Deutschen Bundestag Alexander 

Gauland: 

„Da mögen Jens Spahn und die Bundesregierung sich noch so sehr winden und Frau von der 

Leyen verzweifelt versuchen, die Schuld für das Versagen der EU-Kommission bei der 

https://www.afdbundestag.de/weidel-gauland-anschlag-aus-dem-kanzleramt-auf-die-schuldenbremse-zementiert-linkskurs-der-union/
https://www.afdbundestag.de/weidel-gauland-anschlag-aus-dem-kanzleramt-auf-die-schuldenbremse-zementiert-linkskurs-der-union/
https://www.afdbundestag.de/friesen-sanktionen-gegen-russland-sind-wirkungslos-und-ueberfluessig/
https://www.afdbundestag.de/friesen-sanktionen-gegen-russland-sind-wirkungslos-und-ueberfluessig/
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Impfstoffbeschaffung auf die Hersteller abzuwälzen: Das in Deutschland herrschende Impf-Chaos 

belegt einmal mehr, dass supranationale Zusammenschlüsse eben nicht die besseren 

Krisenmanager als der einzelne Nationalstaat sind. 

Um das zu erkennen, genügt ein kurzer Blick auf die Statistik: Nationalstaaten, die frühzeitig und 

entschlossen gehandelt haben wie Israel, Großbritannien oder die USA, machen bei ihren 

Impfkampagnen mit Siebenmeilenstiefeln rasante Fortschritte. Deutschland, dessen Regierung 

wieder mal die Verantwortung für das Wohl der eigenen Bürger an der Garderobe der EU-

Bürokratie abgegeben hat, kriecht im Schneckentempo auf einem Schlusslichtplatz hinterher. 

Dabei wurde der Impfstoff, der als erster zur Verfügung stand, in Deutschland entwickelt und mit 

deutschen Steuergeldern reichlich gefördert. 

In ihrer ideologischen Fixierung auf sogenannte ‚europäische Lösungen‘ hat die Bundesregierung 

den Impfbeginn verschleppt, obwohl sehr viele Menschen auf ein Impfangebot warten, und dem 

eigenen Land und seinen Bürgern ohne Not schwere Nachteile zugefügt. Es ist in jeder Hinsicht 

arrogant und unangemessen, dieses eklatante Versagen auch noch mit törichten Schlagwörtern zu 

beschönigen und die Aufgabe, die zu erfüllen diese Regierung versäumt hat, als 

‚Impfnationalismus‘ abzutun.“ 

https://www.afdbundestag.de/gauland-lehren-aus-dem-impf-chaos-handlungsfaehige-

nationalstaaten-sind-die-besseren-krisenmanager/ 

 

Debatte über Impfgipfel dokumentiert Versagen der Bundesregierung 

Zu den Äußerungen von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) über einen Impfgipfel teilt 

der stellvertretende Vorsitzende der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, Sebastian 

Münzenmaier, mit: 

„Spahn gesteht damit endlich sein eigenes Scheitern und das der Bundesregierung beim Schutz 

der Bevölkerung vor dem Corona-Virus ein. Alle Punkte, die nun eine gesonderte 

Ministerpräsidentenkonferenz zum Thema Impfen behandeln soll, hätten schon längst im 

vergangenen Jahr geklärt werden müssen. Die Regierung hatte Zeit genug, um die 

Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass sich alle Bürger, die das wollen, freiwillig gegen Corona 

impfen lassen können. 

Aufgrund dieses Regierungsversagens sind wir nun in einer grotesken Situation: Der deutsche 

Gesundheitsminister kündigt hierzulande eine Knappheit des in Deutschland entwickelten und 

produzierten Impfstoffs für ‚noch mindestens zehn harte Wochen‘ an. Während gleichzeitig Israel 

mit eben diesem Impfstoff bereits die Hälfte seiner Bevölkerung geimpft hat.“ 

 

Kontrolle der Corona-Gesetzgebung durch das Bundesverfassungsgericht ist zwingend 

erforderlich 

Die AfD-Bundestagsfraktion stellt am morgigen Freitag im Bundestag eine Initiative zur 

Überprüfung der Pandemie-Gesetzgebung durch das Bundesverfassungsgericht vor. Am 

18.11.2020 verabschiedete der Bundestag eine Änderung des Infektionsschutzgesetzes („3. 

Bevölkerungsschutzgesetz“), die der Exekutive erweiterte Befugnisse zur Beschränkung 

individueller Freiheiten im Zuge der Corona-Maßnahmen zuweist. Neben den Vertretern der 

Regierungskoalition stimmten auch die Abgeordneten der Grünen mehrheitlich dem Gesetzentwurf 

https://www.afdbundestag.de/gauland-lehren-aus-dem-impf-chaos-handlungsfaehige-nationalstaaten-sind-die-besseren-krisenmanager/
https://www.afdbundestag.de/gauland-lehren-aus-dem-impf-chaos-handlungsfaehige-nationalstaaten-sind-die-besseren-krisenmanager/


 

 
AfD Kreisverband Bautzen – Blauer Rundbrief KW 04/2021 Seite 30 von 40 

BLAUER RUNDBRIEF – KW 04/2021 

AfD-Kreisverband Bautzen                  

zu. AfD-, Linke- und FDP-Fraktion stimmten geschlossen gegen die Änderungen. In den 

Wortbeiträgen aller Gegner wurden schwere verfassungsrechtliche Bedenken angemeldet.  

Der Abgeordnete und Justiziar der AfD-Fraktion, Stephan Brandner, sagt dazu: 

„Die Änderungen des Infektionsschutzgesetzes sind verfassungswidrig. Das geht schon damit los, 

dass der Bundestag zur Ausrufung einer epidemischen Lage lediglich das Vorliegen einer 

Gesundheitsgefahr aufgrund einer ‚bedrohlichen übertragbaren Krankheit‘ feststellen muss. Wo 

fängt eine Krankheit an, bedrohlich zu werden? Kann in Zukunft schon bei einer schweren 

Grippewelle, wie etwa 2018, das öffentliche Leben heruntergefahren werden? 

Ist die ‚epidemische Lage von nationaler Tragweite‘ erst einmal festgestellt, wird 

ein verfassungsrechtlicher Ausnahmezustand begründet, der massive Eingriffe in die Grundrechte 

von Millionen Menschen ermöglicht. Die Betroffenen sind größtenteils gesunde Menschen – 

Gastwirte, Einzelhändler, Mütter, Väter und Kinder –, die im Sinne der Weiterverbreitung des Virus 

keine unmittelbare Gefahr darstellen. Eine solche massive Grundrechtsbeschränkung kann nur 

auf der Grundlage eines Gesetzes erfolgen, das den Grundrechten gleichrangig ist. Wie andere 

Notstandsregelungen auch (z.B. für den Verteidigungsfall) muss der ‚epidemische Notstand‘ daher 

im Grundgesetz selbst geregelt sein. 

Die AfD-Fraktion allein kann die Normenkontrolle dieses Gesetzes durch das 

Bundesverfassungsgericht nicht erzwingen. Notwendig ist, dass sich ein Viertel der 

Bundestagsabgeordneten der Initiative anschließen. Wenn es FDP und Linke mit ihrer 

Oppositionsrolle und ihrer Verfassungstreue ernst meinen, müssen sie sich unserer Initiative 

anschließen.“ 

https://www.afdbundestag.de/brandner-kontrolle-der-corona-gesetzgebung-durch-das-

bundesverfassungsgericht-ist-zwingend-erforderlich/ 

 

Flüchtlingsabkommen mit Erdogan darf nicht verlängert werden 

Aus den Antworten der Bundesregierung auf zwei Schriftliche Anfragen des Parlamentarischen 

Geschäftsführers der AfD-Bundestagsfraktion, Roland Hartwig, geht die genaue Aufschlüsselung 

der deutschen Beiträge für die Versorgung syrischer Flüchtlinge in der Türkei hervor. 

Dazu Hartwig: „Den Wenigsten ist bewusst, dass die deutschen Steuerzahler seit der 

unkontrollierten Masseneinwanderung 2015 nicht nur für die syrischen Flüchtlinge und 

Einwanderer in Deutschland aufkommen, sondern auch für syrische Flüchtlinge in der Türkei. 

Deutschlands Anteil an dem sechs Milliarden Euro schweren Flüchtlingsabkommen zwischen der 

EU und Erdogan – maßgeblich ausgehandelt von Angela Merkel – beläuft sich auf rund 1,4 

Milliarden Euro. Doch das ist nicht alles: Von 2013 bis einschließlich 2021 stellt die 

Bundesregierung zusätzliche 471 Millionen Euro über UN-Organisationen bereit. Insgesamt 

finanzieren die deutschen Steuerzahler damit die Unterbringung und Verpflegung von syrischen 

Flüchtlingen in der Türkei mit rund 1,87 Milliarden Euro. 

Derzeit verhandelt Erdogan mit der EU über die Fortsetzung des Abkommens um weitere sechs 

Milliarden Euro, wohlwissend dass er sich in überlegener Position befindet und das Tor nach 

Europa für Millionen Syrer jederzeit öffnen kann. Die Bundesregierung darf der Verlängerung des 

Pakts mit Erdogan unter keinen Umständen zustimmen, sondern muss sich für die massive 

Aufstockung von Frontex einsetzen, damit die EU-Außengrenzen endlich wirksam geschützt 

https://www.afdbundestag.de/brandner-kontrolle-der-corona-gesetzgebung-durch-das-bundesverfassungsgericht-ist-zwingend-erforderlich/
https://www.afdbundestag.de/brandner-kontrolle-der-corona-gesetzgebung-durch-das-bundesverfassungsgericht-ist-zwingend-erforderlich/
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werden.“ 

https://www.afdbundestag.de/hartwig-fluechtlingsabkommen-mit-erdogan-darf-nicht-verlaengert-

werden/ 

 

Urteil zur Rücküberstellung verschärft Migrationsdruck 

Zum Urteil des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen, dass Deutschland „Flüchtlinge“ aus 

Griechenland derzeit nicht rücküberstellen darf, „weil ihnen für den Fall ihrer Rückkehr nach 

Griechenland die ernsthafte Gefahr einer unmenschlichen und erniedrigenden Behandlung 

drohe“, erklärt der innenpolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, Gottfried Curio: 

„Das Urteil hat vor allem Signalwirkung: Faktisch werden so schlechte Unterbringungen zu einem 

legitimen Fluchtgrund aus Griechenland. Es ermutigt Migranten, die bereits in Griechenland einen 

Schutzstatus erhalten haben, nach Deutschland weiterzuwandern, da sie damit rechnen können, 

nicht nach Griechenland rücküberstellt zu werden. Deutschland hat schon jetzt absolut und relativ 

mehr Migranten aufgenommen als Griechenland, im vergangenen Jahr wurden gemäß Dublin-

Verordnung mehr Migranten an Deutschland zurückgeschickt als Deutschland selber rücküberstellt 

hat. Es ist damit zu rechnen, dass das Urteil diesen Trend weiter befeuern wird. 

Griechenland hat für die Schaffung besserer Unterbringungsbedingungen für Migranten durch die 

EU (deren größter Nettozahler Deutschland ist) bereits mehrere Milliarden Euro erhalten. Dieses 

Geld scheint versickert zu sein. Deutschland indes muss so doppelt für die Migranten zahlen: Erst 

in Form von offenbar nutzloser Soforthilfe an Griechenland über die EU und dann noch mal für die 

Migranten, wenn sie weiter nach Deutschland gewandert sind. 

Ein auf vielen Ebenen zu beobachtender Trend, Migrationsströme nach Möglichkeit bis nach 

Deutschland weiterzuleiten, wird so weiter befestigt. Der richtige Weg hingegen wäre die strenge 

Einhaltung der Gesetze – hier Dublin III – sowie gegebenenfalls Hilfe in den Heimatregionen.“ 

https://www.afdbundestag.de/curio-urteil-zur-rueckueberstellung-verschaerft-migrationsdruck/ 

 

PRESSEMITTEILUNGEN vom 29.1.2021 
 

Parteipolitische Angriffe von der Regierungsbank auf die Opposition sind nicht hinnehmbar 

Zu den Äußerungen von Staatsministerin Dorothee Bär (CSU) über die AfD in der Plenarsitzung 

am Donnerstag teilt der Vorsitzende der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, Alexander 

Gauland, mit: 

„Die ungeheuerlichen Anschuldigungen von Staatsministerin Dorothee Bär, die AfD habe im 

Mordfall Lübcke ‚mitgeschossen‘, stellen einen erneuten, nicht hinnehmbaren Bruch mit 

demokratischen Gepflogenheiten dar. Ein derartiger diffamierender Angriff auf die größte 

Oppositionspartei ist geeignet, die in unserer Verfassung festgeschriebene Kontrolle der 

Regierung durch die Opposition – eine unverzichtbare Voraussetzung für unsere freiheitlich-

demokratische Grundordnung – zu untergraben. 

An Beschimpfungen und Verunglimpfungen durch die anderen Parteien im Plenum sind wir 

mittlerweile gewöhnt. Aber dass Mitglieder der Bundesregierung abseits jeder sachpolitischen 

https://www.afdbundestag.de/hartwig-fluechtlingsabkommen-mit-erdogan-darf-nicht-verlaengert-werden/
https://www.afdbundestag.de/hartwig-fluechtlingsabkommen-mit-erdogan-darf-nicht-verlaengert-werden/
https://www.afdbundestag.de/curio-urteil-zur-rueckueberstellung-verschaerft-migrationsdruck/
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Debatte versuchen, die größte Oppositionspartei herabzusetzen und zu diskreditieren, werden wir 

nicht hinnehmen. 

Leider ist der Regelverstoß von Frau Bär kein Einzelfall: Bereits mehrmals haben Mitglieder der 

Bundesregierung in dieser Legislaturperiode ihre hervorgehobene Stellung missbraucht, um quasi 

von der Regierungsbank herab, parteipolitisch gegen die größte Oppositionsfraktion zu agitieren. 

Es ist an der Zeit, dass sich auch die Regierungsmitglieder trotz der nahenden Bundestagswahl 

auf bewährte demokratische Gepflogenheiten besinnen und so verhindern, dass unsere 

Demokratie Schaden nimmt.“ 

https://www.afdbundestag.de/gauland-parteipolitische-angriffe-von-der-regierungsbank-auf-die-

opposition-sind-nicht-hinnehmbar/ 

 

Lockdown in Endlosschleife – Keine Impfdosen und Hotlines überlastet  

Diese Woche starteten weitere Impfhotlines in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen. In beiden 

Bundesländern waren die Impfhotline und das online Portal völlig überlastet und brachen 

zusammen. Zeitgleich eskaliert der Streit um die Impfdosen zwischen Astra Zeneca und der EU, 

die hier einen vermeintlichen Vertragsbruch sieht.  

Dazu teilt der AfD-Bundestagsabgeordnete Paul Podolay, Mitglied im Ausschuss für Gesundheit, 

mit: 

„Lieferverzögerungen, das Verschieben von Impfterminen und das Hinauszögern von 

Zweitimpfungen, entgegen der Empfehlung der ständigen Impfkommission: All das spielt sich 

aktuell im hochentwickelten Deutschland ab. 

Laut Tagesbericht vom 28.01.2021 des Robert-Koch-Instituts haben erst unglaubliche 0,38 

Prozent der Gesamtbevölkerung die zweistufige Schutzimpfung erfolgreich abgeschlossen. Wenn 

dieses Tempo bestehen bleibt, werden wir noch Jahre im Lockdown bleiben. 

Die Regierung propagiert seit Beginn der Pandemie, dass die Impfung der einzige Weg aus der 

Krise sei. Doch wie fahrlässig muss eine Regierung sein, alles auf eine Karte zu setzen und dann 

so eklatant auf allen Ebenen zu versagen? Sie spielen hier nicht mit Poker-Einsätzen, sondern mit 

dem Leben von 83 Millionen Menschen.“ 

https://www.afdbundestag.de/podolay-lockdown-in-endlosschleife-keine-impfdosen-und-hotlines-

ueberlastet/ 

 

Regierungskoalition verweigert Anpassung des Zinssatzes bei Steuernachzahlungen 

Die AfD-Fraktion hatte am 28. Januar einen Antrag im Bundestag gestellt, die Nachzahlungszinsen 

bei Steuernachforderungen an das Marktniveau anzupassen. Dies wurde durch die 

Koalitionsparteien abgelehnt. Auch alle übrigen Parteien haben sich dieser Reform der 

Abgabenordnung verweigert. 

Dies äußert sich der finanzpolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, Albrecht Glaser, wie 

folgt: 

„In Zeiten der Corona-Pandemie ist es richtig, den Steuerberatern mehr Zeit für die 

Steuererklärungen ihrer Mandanten einzuräumen. Seit Jahren berechnet der Fiskus jedoch 

https://www.afdbundestag.de/gauland-parteipolitische-angriffe-von-der-regierungsbank-auf-die-opposition-sind-nicht-hinnehmbar/
https://www.afdbundestag.de/gauland-parteipolitische-angriffe-von-der-regierungsbank-auf-die-opposition-sind-nicht-hinnehmbar/
https://www.afdbundestag.de/podolay-lockdown-in-endlosschleife-keine-impfdosen-und-hotlines-ueberlastet/
https://www.afdbundestag.de/podolay-lockdown-in-endlosschleife-keine-impfdosen-und-hotlines-ueberlastet/
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überhöhte Zinsen von jährlich 6 Prozent auf nachzuzahlende Steuerschulden. Dies bevorteilt den 

Fiskus ungerechterweise und wurde bereits 2018 vom Bundesfinanzhof (BFH) gerügt und ist 

Gegenstand einer laufenden Verfassungsbeschwerde. Der BFH hatte den Gesetzgeber daher 

dazu angehalten, das Zinsniveau zu überprüfen. Der AfD-Antrag forderte einen marktüblichen 

Zins, der bei gegebener Lage in etwa 2 Prozent entspricht. 

Seit Jahren wird diese Zinsfrage in Praxis und Wissenschaft im Hinblick auf Gerechtigkeit und 

Verfassungsgemäßheit diskutiert. Die Niedrigzinsphase dauert bereits lange an und ein Ende ist 

nicht in Sicht. Seit 2016 liegt der Basiszinssatz bei minus 0,88 Prozent pro Jahr. Doch den durch 

nichts zu rechtfertigenden Sondervorteil der Übermaßbesteuerung möchte die Regierungskoalition 

nicht aus der Hand geben – zum Schaden aller Steuerzahler in unserem Land.“ 

https://www.afdbundestag.de/glaser-regierungskoalition-verweigert-anpassung-des-zinssatzes-bei-

steuernachzahlungen/ 

 

Bauernproteste – Auf einem gemeinsamen europäischen Markt müssen gemeinsame 

Regeln gelten 

Seit Dienstag demonstrieren erneut viele Bauern in Berlin gegen die bewusste Zerstörung der 

Betriebe durch die verfehlte Agrarpolitik der Bundesregierung und für sichere Einkommen für ihren 

Berufsstand. Die Proteste werden noch mindestens bis Sonntag andauern. 

Dazu äußert sich der agrarpolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, Stephan Protschka, 

wie folgt: 

„Die deutschen Bauern müssen einerseits zu den höchsten und teuersten Standards der Welt 

produzieren und andererseits mit den Dumpingpreisen der importierten Lebensmittel mithalten. 

Kein Wunder, dass unter diesen Bedingungen jedes Jahr tausende Bauern ihre Hoftore für immer 

schließen müssen. 

Ich fordere die Bundesregierung und Frau Klöckner deshalb erneut dazu auf, die systemrelevante 

Landwirtschaft mit verlässlichen und unternehmerfreundlichen Rahmenbedingungen zu 

unterstützen. Die Auflagen- und Verbotsflut muss der Vergangenheit angehören. Auf einem 

gemeinsamen europäischen Markt müssen gemeinsame Regeln gelten. Hier ist kein Platz für 

teure deutsche Sonderwege, die nur zu Lasten unserer Bauernfamilien gehen.“ 

https://www.afdbundestag.de/protschka-bauernproteste-auf-einem-gemeinsamen-europaeischen-

markt-muessen-gemeinsame-regeln-gelten/ 
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Video-Empfehlungen 
 

Kanal der AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag 
 

Alle Videos der Fraktion finden Sie hier: 

https://www.youtube.com/channel/UCVXqMg5NOK5z8dwtzqRcMNg/videos 

 

Kanal der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag 
 

Alle Videos der Fraktion finden Sie hier: 

https://www.youtube.com/channel/UC_dZp8bZipnjntBGLVHm6rw/videos 

 

Kanal von AfD Kompakt TV 
 

Wochenendpodcast der AfD 

https://afdkompakt.de/podcast/ 
 
 

AfD im EU-Parlament 
Alle Videos der AfD-Fraktion im EU-Parlament finden Sie hier: 

https://www.youtube.com/c/AfDimEUParlament/videos 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.youtube.com/channel/UCVXqMg5NOK5z8dwtzqRcMNg/videos
https://www.youtube.com/channel/UC_dZp8bZipnjntBGLVHm6rw/videos
https://l.facebook.com/l.php?u=https%3A%2F%2Fafdkompakt.de%2Fpodcast%2F%3Ffbclid%3DIwAR1LuCxG7_tC3eet0kWxm7tMOb79aBiaz5HiPK-iEQz4zhcHW6pCa1DHnjI&h=AT2ovLTM5XnzXhxBVtNAvoI7_0gpkMHXOwEaI2UnFRHf2A0NBq-B-Wo2e5UeFn7gPOvuiMKpo3NiDwNEFu2HeukK6vcdEVfjZJIlTk5vjvTAG4ifUb3AC66uVs3tQZ5v6a7l&__tn__=-UK-R&c%5b0%5d=AT2UhwCFJBsJIlT46Of9W3rcACJak8jUh9S6gQPB-TH1nVGYnrTF26NQGpPhQNvbtz6zveNdl0HftneBKg_CmG49y9ndjZ_uE79GZwBbA484h4V279Y8JKIYsj6KzDL_yKE1SFILxvz_DTNwGU4XeHZ6IZgOlwVYA5-OlcCEBmoAt2-LJodUfmSFGvTe32M
https://www.youtube.com/c/AfDimEUParlament/videos
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Meldungen aus Deutschland und der Welt 
 

Gemischtes aus Deutschland und der Welt 
 

"Beinahe-Bürgerkrieg" in den Niederlanden: Schock nach massiven Ausschreitungen 

gegen Corona-Politik 

https://de.rt.com/europa/112267-beinahe-burgerkrieg-in-niederlanden-schock/ 

Erneut Corona-Krawalle in den Niederlanden 

https://www.aachener-nachrichten.de/nrw-region/niederlande/erneut-corona-krawalle-in-den-

niederlanden_aid-55887013 

Situation in Dresdens Krematorium wie nach Bombenangriff 1945? SPIEGEL zieht schrägen 

Vergleich 

https://de.rt.com/inland/112285-situation-in-dresdens-krematorium-wie-nach-bombenangriff-1945/ 

Merkel lädt Biden nach Deutschland ein 

https://www.sueddeutsche.de/politik/merkel-biden-telefonat-1.5185958?fbclid=IwAR1Nx9EkgJ-

ucOX-6bwtv1RUOCUi0W_y14iuh38ISOOzI2PETJq2LwMb27k 

EU-Kommission denkt über Obergrenzen beim Zahlen mit Bargeld nach 

https://www.rnd.de/wirtschaft/bargeld-in-deutschland-eu-kommission-denkt-uber-obergrenzen-

beim-zahlen-mit-bargeld-nach-VPNIY3UYVZBVFNKTKGS7JZ5IJA.html 

Bundesweite Razzia gegen 65 Verdächtige wegen Kinderpornografie 

https://de.rt.com/inland/112321-bundesweite-razzia-gegen-kinderpornografie/ 

Sachsen-Anhalt-AfD steht unter Beobachtung 

https://www.n-tv.de/politik/Sachsen-Anhalt-AfD-steht-unter-Beobachtung-article22316284.html 

Deutschland ’21: Bald mehr DDR als vor 1989 

https://www.journalistenwatch.com/2021/01/27/deutschland-bald-ddr/ 

Bundesweite Razzia Polizei Köln: 52 Kinder aus Fängen von Pädophilen befreit 

https://www.express.de/koeln/bundesweite-razzia-polizei-koeln--52-kinder-aus-faengen-von-

paedophilen-befreit-37976948 

Kinderporno-Razzia in Helmstedt und Liebenburg 

https://regionalheute.de/helmstedt/kinderporno-razzia-in-helmstedt-und-liebenburg-1611758046/ 

"Alles furchtbar": Die Kanzlerin verliert die Nerven und scheut Blick auf eigene Fehler 

https://www.focus.de/politik/deutschland/gastkommentar-der-nzz-das-ist-alles-furchtbar-wie-die-

kanzlerin-in-der-corona-krise-die-nerven-verliert_id_12919222.html 

Bill Gates zu Corona-Verschwörungstheorien über ihn: Social Media-Unternehmen könnten 

das zensieren 

https://de.rt.com/nordamerika/112410-bill-gates-zu-corona-verschwoerungstheorien/ 

BUNDESTAG BESCHLIESST NEUE BÜRGER-NUMMER: 50 BEHÖRDEN SOLLEN ALLES 

ÜBER JEDEN DEUTSCHEN ERFAHREN 

https://de.rt.com/europa/112267-beinahe-burgerkrieg-in-niederlanden-schock/
https://www.aachener-nachrichten.de/nrw-region/niederlande/erneut-corona-krawalle-in-den-niederlanden_aid-55887013
https://www.aachener-nachrichten.de/nrw-region/niederlande/erneut-corona-krawalle-in-den-niederlanden_aid-55887013
https://de.rt.com/inland/112285-situation-in-dresdens-krematorium-wie-nach-bombenangriff-1945/
https://www.sueddeutsche.de/politik/merkel-biden-telefonat-1.5185958?fbclid=IwAR1Nx9EkgJ-ucOX-6bwtv1RUOCUi0W_y14iuh38ISOOzI2PETJq2LwMb27k
https://www.sueddeutsche.de/politik/merkel-biden-telefonat-1.5185958?fbclid=IwAR1Nx9EkgJ-ucOX-6bwtv1RUOCUi0W_y14iuh38ISOOzI2PETJq2LwMb27k
https://www.rnd.de/wirtschaft/bargeld-in-deutschland-eu-kommission-denkt-uber-obergrenzen-beim-zahlen-mit-bargeld-nach-VPNIY3UYVZBVFNKTKGS7JZ5IJA.html
https://www.rnd.de/wirtschaft/bargeld-in-deutschland-eu-kommission-denkt-uber-obergrenzen-beim-zahlen-mit-bargeld-nach-VPNIY3UYVZBVFNKTKGS7JZ5IJA.html
https://de.rt.com/inland/112321-bundesweite-razzia-gegen-kinderpornografie/
https://www.n-tv.de/politik/Sachsen-Anhalt-AfD-steht-unter-Beobachtung-article22316284.html
https://www.journalistenwatch.com/2021/01/27/deutschland-bald-ddr/
https://www.express.de/koeln/bundesweite-razzia-polizei-koeln--52-kinder-aus-faengen-von-paedophilen-befreit-37976948
https://www.express.de/koeln/bundesweite-razzia-polizei-koeln--52-kinder-aus-faengen-von-paedophilen-befreit-37976948
https://regionalheute.de/helmstedt/kinderporno-razzia-in-helmstedt-und-liebenburg-1611758046/
https://www.focus.de/politik/deutschland/gastkommentar-der-nzz-das-ist-alles-furchtbar-wie-die-kanzlerin-in-der-corona-krise-die-nerven-verliert_id_12919222.html
https://www.focus.de/politik/deutschland/gastkommentar-der-nzz-das-ist-alles-furchtbar-wie-die-kanzlerin-in-der-corona-krise-die-nerven-verliert_id_12919222.html
https://de.rt.com/nordamerika/112410-bill-gates-zu-corona-verschwoerungstheorien/


 

 
AfD Kreisverband Bautzen – Blauer Rundbrief KW 04/2021 Seite 36 von 40 

BLAUER RUNDBRIEF – KW 04/2021 

AfD-Kreisverband Bautzen                  

https://www.tag24.de/nachrichten/politik/deutschland/bundestag-beschliesst-neue-buerger-

nummer-50-behoerden-wissen-alles-ueber-jeden-deutschen-1817554 

 

Informationen zum Coronavirus 
 

Robert Koch-Institut: COVID-19-Dashboard 

https://experience.arcgis.com/experience/478220a4c454480e823b17327b2bf1d4 

Johns Hopkins Universität: COVID-19-Dashboard 

https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html?fbclid=IwAR1YrifY296A08qQR

aG58QD1QjNtpCUDVQJ2eC0qMURm1WtQkUQQ9Hjx2Gg#/bda7594740fd40299423467b48e9ec

f6 

Aktuelle Belegungssituation intensivmedizinischer Bereiche der Krankenhaus-Standorte 

Deutschlands 

https://www.intensivregister.de/#/intensivregister?tab=kartenansicht 

Bodensee: Dreizehn Pflegeheimbewohner sterben nach Corona-Impfung 

https://de.rt.com/inland/112315-bodensee-dreizehn-pflegeheimbewohner-sterben-nach/ 

"Uns ist das Ding entglitten": Kanzlerin Merkel fordert laut Medienbericht viel schärfere 

Maßnahmen 

https://de.rt.com/inland/112311-uns-ist-ding-entglitten-kanzlerin/ 

Bill Gates warnt vor der nächsten Pandemie: "Zehnmal so schlimm" 

https://de.rt.com/international/112380-bill-gates-warnt-vor-nachsten/ 

Ministerium: Werbung fürs Impfen kostet 25 Millionen Euro 

https://www.berliner-zeitung.de/news/ministerium-werbung-fuers-impfen-kostet-25-millionen-euro-

li.134426 

Virologe Hendrik Streeck rät vom Tragen der FFP2-Maske ab 

https://www.gmx.net/magazine/news/coronavirus/coronakrise-virologe-hendrik-streeck-raet-ffp2-

maske-35483458 

 

 

Corona-Infos für Sachsen 
 

Sächsische Corona-Schutz-Verordnung 

https://www.coronavirus.sachsen.de/amtliche-bekanntmachungen.html 

Corona-Schutz-Verordnungen und Informationen für den Landkreis Bautzen 

https://www.landkreis-bautzen.de/corona-pandemie-im-landkreis-bautzen.php 

https://www.tag24.de/nachrichten/politik/deutschland/bundestag-beschliesst-neue-buerger-nummer-50-behoerden-wissen-alles-ueber-jeden-deutschen-1817554
https://www.tag24.de/nachrichten/politik/deutschland/bundestag-beschliesst-neue-buerger-nummer-50-behoerden-wissen-alles-ueber-jeden-deutschen-1817554
https://experience.arcgis.com/experience/478220a4c454480e823b17327b2bf1d4
https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html?fbclid=IwAR1YrifY296A08qQRaG58QD1QjNtpCUDVQJ2eC0qMURm1WtQkUQQ9Hjx2Gg#/bda7594740fd40299423467b48e9ecf6
https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html?fbclid=IwAR1YrifY296A08qQRaG58QD1QjNtpCUDVQJ2eC0qMURm1WtQkUQQ9Hjx2Gg#/bda7594740fd40299423467b48e9ecf6
https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html?fbclid=IwAR1YrifY296A08qQRaG58QD1QjNtpCUDVQJ2eC0qMURm1WtQkUQQ9Hjx2Gg#/bda7594740fd40299423467b48e9ecf6
https://www.intensivregister.de/#/intensivregister?tab=kartenansicht
https://de.rt.com/inland/112315-bodensee-dreizehn-pflegeheimbewohner-sterben-nach/
https://de.rt.com/inland/112311-uns-ist-ding-entglitten-kanzlerin/
https://de.rt.com/international/112380-bill-gates-warnt-vor-nachsten/
https://www.berliner-zeitung.de/news/ministerium-werbung-fuers-impfen-kostet-25-millionen-euro-li.134426
https://www.berliner-zeitung.de/news/ministerium-werbung-fuers-impfen-kostet-25-millionen-euro-li.134426
https://www.coronavirus.sachsen.de/amtliche-bekanntmachungen.html
https://www.landkreis-bautzen.de/corona-pandemie-im-landkreis-bautzen.php
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Corona-Statistik Landkreis Bautzen 

https://www.google.com/maps/d/viewer?mid=1bMZYK_32xlQP_b-kkGdeBijXTmn-

qkAt&ll=51.2527260461296%2C14.289679554517463&z=9 

Friseure im Februar auf, Läden im März, Gastro nach Ostern! 

https://www.bild.de/regional/leipzig/leipzig-news/sachsen-plan-friseure-im-februar-laeden-im-

maerz-gastro-nach-ostern-75051138.bild.html 

 

Unschöne Nachrichten ... aus der Kategorie „Bereicherung“ 
 

„Ocean Viking“ darf mit 373 Migranten Sizilien anlaufen 

https://www.deutschlandfunk.de/seenotrettung-ocean-viking-darf-mit-373-migranten-

sizilien.1939.de.html 

Frankfurter Bahnhofsviertel: Vier Verletzte nach Messerattacke 

https://www.hessenschau.de/panorama/frankfurter-bahnhofsviertel-vier-verletzte-nach-

messerattacke,messerattacke-bhf-viertel-frankfurt-100.html 

Migration nach Europa könnte weiter zunehmen 

https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/id_89349554/experten-migration-nach-europa-

wird-weiter-zunehmen-corona-ist-ein-grund.html 

Bundesverfassungsgericht soll prüfen: Abgelehnte Asylbewerberin ist unzufrieden mit dem 

Rund-um-Sorglospaket 

https://www.journalistenwatch.com/2021/01/27/bundesverfassungsgericht-abgelehnte-

asylbewerberin/ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

https://www.google.com/maps/d/viewer?mid=1bMZYK_32xlQP_b-kkGdeBijXTmn-qkAt&ll=51.2527260461296%2C14.289679554517463&z=9
https://www.google.com/maps/d/viewer?mid=1bMZYK_32xlQP_b-kkGdeBijXTmn-qkAt&ll=51.2527260461296%2C14.289679554517463&z=9
https://www.deutschlandfunk.de/seenotrettung-ocean-viking-darf-mit-373-migranten-sizilien.1939.de.html
https://www.deutschlandfunk.de/seenotrettung-ocean-viking-darf-mit-373-migranten-sizilien.1939.de.html
https://www.hessenschau.de/panorama/frankfurter-bahnhofsviertel-vier-verletzte-nach-messerattacke,messerattacke-bhf-viertel-frankfurt-100.html
https://www.hessenschau.de/panorama/frankfurter-bahnhofsviertel-vier-verletzte-nach-messerattacke,messerattacke-bhf-viertel-frankfurt-100.html
https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/id_89349554/experten-migration-nach-europa-wird-weiter-zunehmen-corona-ist-ein-grund.html
https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/id_89349554/experten-migration-nach-europa-wird-weiter-zunehmen-corona-ist-ein-grund.html
https://www.journalistenwatch.com/2021/01/27/bundesverfassungsgericht-abgelehnte-asylbewerberin/
https://www.journalistenwatch.com/2021/01/27/bundesverfassungsgericht-abgelehnte-asylbewerberin/


 

 
AfD Kreisverband Bautzen – Blauer Rundbrief KW 04/2021 Seite 38 von 40 

BLAUER RUNDBRIEF – KW 04/2021 

AfD-Kreisverband Bautzen                  

Fakten in Bildern 
 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
AfD Kreisverband Bautzen – Blauer Rundbrief KW 04/2021 Seite 39 von 40 

BLAUER RUNDBRIEF – KW 04/2021 

AfD-Kreisverband Bautzen                  

Achtung Satire! 
.. ernste Dinge mit einem kleinen Augenzwinkern betrachtet, denn das Lachen lassen wir uns 

niemals verbieten!  
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Kommunalmandate im KV Bautzen 
Alle gewählten Mandatsträger des Kreisverbandes Bautzen 

finden Sie unter: 

http://www.afdbautzen.de/kommunalpolitik/ 

 

 

PRESSE-ARCHIV 
 

http://www.afdbautzen.de/pressearbeit/blaue-post-bautzen/ 

http://www.afdbautzen.de/pressearbeit/blauer-rundbrief/ 

 

 

SPENDENKONTO 
AfD Kreisverband Bautzen 

IBAN: DE 1685 0503 0002 2578 5552 

BIC:   OSDDDE81XXX 

Ostsächsische Sparkasse 

 

 

Entscheiden Sie selbst, ob ein Teil Ihrer Steuern besser als Spende 

beim Verein oder der Partei Ihrer Wahl aufgehoben ist oder beim 

Bundesfinanzminister!  

*** 
VIEL SPAß BEIM LESEN UND VERBREITEN!  

 

KONTAKT: 

 

Büro Bautzen 

Karl-Marx-Str. 15 

02625 Bautzen 

03591-5328336 

Montag – Freitag 

10.00-18.00 Uhr 

 

Büro Hoyerswerda 

Friedrichsstr. 9 

02977 Hoyerswerda 
03571-2096287 

Montag: Geschlossen 

Di/Mi: 9.00-16.00 Uhr 

Do/Fr: 10.00-18.00 Uhr 

 

Büro Kamenz 

Klosterstr. 4 

03578-7889108 
Montag 12.00-18.00 Uhr 

Dienstag 10.00-18.00 Uhr 

Mittwoch 12.00-18.00 Uhr 

Donnerstag 8.00-18.00 Uhr 

Freitag 8.00-13.00 Uhr 

 

 

www.afdbautzen.de 

info@afdbautzen.de 

 

AfD-Kreisverband Bautzen 

 

http://www.afdbautzen.de/kommunalpolitik/
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http://www.afdbautzen.de/pressearbeit/blauer-rundbrief/
http://www.afdbautzen.de/
mailto:info@afdbautzen.de

